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Vorbemerkung.

Da die sächsischeVerfassungsurkundeseit dem Erscheinen
unserer letzten Ausgabe wieder abgeändert worden ist,
dürfte die Neuherausgabeunseres Staatsgrundgesetzes
nach seiner derzeit gültigen Fassung einem praktischen
Bedürfnisse entsprechen.Bei der vorliegenden Ausgabe
ist auchdas derzeitigeWahlgesetzfür die zweiteKammer

der Ständeversammlung im Anhang abgedruckt.

Dresden, im Juli 1909.

C. C. Meinhold & Löhne,
Königl. Hofbuchdruckerei.
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Won, Anton, von GOTTES Gnaden, König von

Sachsen2c. 2c. 2c.

und

Friedrich August, Herzog zu Sachsen2c.

tun hiermit kund, daß Wir, infolge der von Unsern getreuen
Ständen wiederholt ausgesprochenenWünsche, und mit Rücksicht
auf die in anderen Staaten des DeutschenBundes bereits ge-

troffenen und durch die Erfahrung bewährt gefundenenBestim-
mungen, die VerfassungUnserer Lande, mit Beirat und Zustim-
mung der Stände, in nachfolgenderMaße geordnet haben.

Erster Abschnitt.
Von dem Königreiche und dessenRegierung

im allgemeinen.

. §1—«·)
1. Vom Königreiche. Einheit und Unteilbarkeit desselben.

Das Königreich Sachsen ist ein unter Einer Verfassungver-

einigter, unteilbarer Staat.

82.
Unveräußerlichkeit seiner Bestandteile und der Rechte der Krone.

Kein Bestandteil des Königreichs oder Recht der Krone kann

ohne Zustimmung der Stände auf irgend eine Weise veräußert
werden.

Grenzberichtigungenmit benachbarten Staaten sind hierunter
nicht begriffen, wenn nicht dabei Untertanen abgetretenwerden,
welcheunzweifelhaft zu dem Königreichegehört haben.

6) Gesetz vom 3. Dezember 1868, I.
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88.
Regierungsform.

Die Regierungsform ist monarchischund es bestehtdabei eine
landständischeVerfassung.

84.
2. Vom Könige.

Der König ist das souveräneOberhaupt des Staats, ver-

einigt in sichalle Rechteder Staatsgewalt und übt sie unter den
durch die Verfassung festgesetztenBestimmungen aus. Seine
Person ist heilig und unverletzlich.

l 5.

Der König kann, ohne Zustimmung der Stände, weder zu-
gleichOberhaupt eines andern Staats werden, Erbanfälle aus-

genommen, nochseinenwesentlichenAufenthalt außerhalbLandes
nehmen.

86.
Erbfolge des sächsischenFürstenhauses.

Die Krone ist erblich in dem Mannsstamme des Sächsischen
Fürstenhauses,nach dem Rechteder Erstgeburt und der agnatischen
Linealfolge, vermöge Abstammung aus ebenbürtiger Ehe.

87.
Fernere Erbfolge.

In Ermangelung eines durch Verwandtschaft oder Erbver-

brüderung zur NachfolgeberechtigtenPrinzen geht die Krone auf
eine aus ebenbürtiger Ehe abstammende weibliche Linie, ohne
Unterschieddes Geschlechts, über. Hierbei entscheidetdie Nähe
der Verwandtschaft mit dem zuletztregierendenKönige, bei gleicher
Nähe das Alter der Linie, und in selbiger das Alter der Person.
Nach dem Ubergange gilt wieder der Vorzug des Mannsstamms
in der Primogeniturordnung.

88.
Volljährigkeit des Königs.

Der König wird volljährig, sobald er das achtzehnteJahr
zurückgelegthat.
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80.
Regierungsverwesung.

Eine Regierungsverwesungtritt ein

während der Minderjährigkeit des Königs, oder wenn der-
selbe an der Ausübung der Regierung auf längere Zeit
verhindert ist und für die Verwaltung des Landes nicht
selbstVorsorge getroffen hat oder treffen kann.

In beiden Fällen wird die Regierungsverwesungvon dem der

Thronfolge nächstenvolljährigen Agnaten geführt.
Sie bestehtnur auf so lange, als der König an der Aus-

übung der Regierung behindert ist, und deren Eintritt und Schluß
wird gesetzlichbekannt gemacht.

8 10.

Anordnung derselben durch den König für den Nachfolger.
Sollte sichbei einem zunächstnach dem Könige zur Thron-

folge bestimmten Familiengliede ein Hindernis zeigen, welches
demselben die eigeneVerwaltung des Landes unmöglich machen
würde, so ist noch unter der Regierung des Königs durch ein

Staatsgesetzüber den künftigenEintritt der Regierungsverwesung
zu entscheiden.

9 11.

Anordnung derselben für den König.
Würde der König während seinerRegierung oder bei dem

Anfalle der Thronfolge durch ein solches Hindernis von der

eigenenVerwaltung des Landes abgehalten sein, ohne daß früher
die oben bestimmte Verfügung getroffen wäre, so soll längstens
binnen sechsMonaten in einer von der oberstenStaatsbehörde
(§ 41) zu veranlassendenVersammlung sämtlicher im Königreiche
anwesenden, nach zurückgelegtem21. Jahre volljährigen Prinzen
des KöniglichenHauses, mit Ausschlussedes zunächstzur Regent-
schaft berufenen Agnaten, auf vorgängiges Gutachten jener Be-
hörde, über den Eintritt der Regierungsverwesung,nach absoluter
Stimmenmehrheit, ein Beschlußgefaßt und solcher den versammel-
ten oder außerordentlich zusammenzuberufendenStänden zur Ge-

nehmigung vorgelegt werden.
Sind nicht mindestens drei Königliche Prinzen zu Fassung

eines diesfallsigen Beschlussesgegenwärtig, so werden die den
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Jahren nachältestenregierendenHäupter der ErnestinischenLinie
bis zu Erfüllung dieserZahl zu der Versammlung eingeladen.

812.
Gewalt des Regierungsverwesers.

Der Regierungsverweserübt die Staatsgewalt in dem Um-

fange, wie siedem Königezusteht,unter dessenNamen verfassungs-
mäßig aus.

Veränderungen in der Verfassung dürfen von dem Regie-
rungsverweser weder in Antrag gebracht, noch, wenn sie von den
Ständen beantragt worden, genehmigtwerden, als wenn solches
von ihm, unter Beirat des nach § 11 konstituierten Familienrats,
und infolge eines in der daselbstvorgeschriebenenMaße gefaßten
Beschlussesgeschieht. DergleichenVeränderungen erhalten aber

sodann bleibende Gültigkeit.

§ 13.

Dessen Aufenthalt und Aufwand.
Der Regierungsverweserhat, insofern er nicht ein auswärtiger

Regent ist, seinenwesentlichenAufenthalt im Lande zu nehmen.
Der Aufwand desselbenwird von der Civilliste (§ 22) be-

stritten.
8 14.

Regentschaftsrat.
Die obersteStaatsbehörde (8 41) bildet den Regentschaftsrat

des Regierungsverwesers, und dieser ist verbunden, in allen

wichtigen Angelegenheitendas Gutachtenderselbeneinzuholen.

815.
Erziehung des minderjährigen Khönigs.

In Ermangelung einer von dem Könige getroffenen An-

ordnung gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs der

Mutter, und wenn diesenicht mehr lebt, oder sichanderweit ver-

mählt, der Großmutter von väterlicher Seite; jedoch kann die

Ernennung der Erzieher und Lehrer und die Festsetzungdes Er-

ziehungsplans nur nachRücksprachemit dem Regierungsverweser
und dem Regentschaftsrategeschehen.Bei einer Verschiedenheit
der Ansichtenhat der Regierungsverwesermit dem Regentschafts-
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rate die Entscheidung; auch liegt diesem,nachdem Absterbenoder
der anderweiten Vermählung der Mutter oder der Großmutter,
die Sorge für die Erziehung des minderjährigen Königs allein ob.

Die diesfallsigen Beratungen des Regentschaftsrats werden
unter dem Vorsitze des Regierungsverwesers gepflogen, welcher
bei dem zu fassendenBeschlussenur eine Stimme, jedoch,im Falle
der Stimmengleichheit, die Entscheidunghat.

Bweiter Abschnitt.

Von dem Staatsgute, sowie von dem Vermögen und
den Gebührnissen des Königlichen Hauses.

8 16.

1. Staatsgut.
Das Staatsgut besteht, als eine einzigeunteilbareGesamt-

masse,aus dem, was die Krone an Territorien, Amtern, Kammer-

gütern, Domänen, den dazu gehörigen Fluren,Gebäuden und

Inventarien, Grundstücken,Forsten und Mühlen, Berg= und

Hüttenwerken, Kuxen, Regalien, Amtskapitalien, Einkünften,
nutzbaren Rechten, öffentlichen Anstalten, Beständen, Außen-
ständen und Vorräten jeder Art und sonst besitztund erwirbt,
und es geht dasselbe in seinem ganzen Umfange auf den jedes-
maligen Thronfolger über. Neben demselbenbestehtdas Fidei-
kommiß des Königlichen Hauses. Von beiden ist das Privat-
vermögen des Königs und der Königlichen Familie zu unter-

scheiden.
– 17.

Das Staatsgut wird durch eine den Grundsätzender Ver-

fassunggemäßkonstituierte Finanzbehördeverwaltet und lediglich
zu Zweckendes Staats benutzt. Sein Ertrag bleibt den Staats-

kassenüberlassen.
Ubrigensist dem Königeunbenommen, eine oder die andere

Domäne, gegen Abzug einer nach dem Durchschnittsertrage der

letztenzehnJahre bestimmtenSumme von der Civilliste (§ 22),
auf Lebenszeit zu eigner Verwaltung und Benutzung zu über-

nehmen; auch bleiben die in der Beilage 1 verzeichnetenSchlösser,
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Paläste, Hofgebäude,Gärten und Räume zu der freien Benutzung
des Königs.

Solange der Lehnsverband zwischendem Könige, als Ober—
lehnsherrn, und seinen Vasallen noch besteht, wachsendie heim—
fallenden Lehen dem Staatsgute zu; es bleibt aber dem Könige
das Recht, Erbverwandelungen zu bewilligen, Lehnspardon zu
erteilen, auch alle andere aus der Oberlehnsherrlichkeit fließende
Befugnisse auszuüben. Lehnsanwartschaftenwerden jedochnicht
erteilt werden.

8 18.

Das Staatsgut ist stets in seinenwesentlichenBestandteilen
zu erhalten und kann daher, ohne Einwilligung der Stände, weder
durch Veräußerungen vermindert, noch mit Schulden oder andern

Lasten beschwertwerden.
Unter dem Veräußerungsverbote sind jedochdiejenigenVer-

änderungen nicht begriffen, welche bei einzelnenParzellen, zu Be-

förderung der Landeskultur, oder zu Entfernung wahrgenommener
Nachteile durch Verkauf, Austausch oder Ablösung, sowie infolge
eines gerichtlichen Urteils, oder zu Berichtigung zweifelhafter
Grenzen nötig oder gut befunden werden sollten.

Die Kaufgelder sind, sobald sicheine vorteilhafte Gelegenheit
findet, zu Erwerbung inländischen Grundeigentums anzuwenden,
inzwischenaber auf eine andere zweckmäßigeWeise werbend an-

zulegen.
Was durch eine solcheVeräußerung an Grundeigentum, Rech-

ten, Einkünften oder Kaufgeldern erlangt wird, nimmt die Eigen-
schaftdes veräußerten Gegenstandesan und tritt an dessenStelle.

Den Ständen ist bei jedem ordentlichen Landtage (8§115)
nachzuweisen, was seit dem letztvorherigen vom Staatsgute ver-

äußert,warum die Veräußerung bewirkt, was dabei erlangt und
in welcher Maße das erlangte Kaufgeldvorschriftsmäßig ange-
wendet worden sei.

8 19.

Alle Bestände, Forderungen und Ansprüchedes Königlichen
Fiskus gehen auf die allgemeinen Staatskassen über. Dagegen
werden die auf ersterm haftenden Schulden und Ansprüchealler
Art von letztern zu alleiniger Vertretung übernommen.

Die Rechteder Gläubiger bleiben unverletzt.
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8 20.*)
2. Königliches Haussideikommiß.

Das KöniglicheHausfideikommißbesteht:
a) aus allem dem, was zu der Einrichtung oder Zierde der in

der Beilage unter I verzeichnetenKöniglichen Schlösser,
Paläste, Hofgebäude und Gärten dient, dem Mobiliar,
welches der Aufsicht der Hofämter und Hofintendanten
anvertraut und zum Bedarfe oder Glanze des Hofs be-

stimmt ist, den Ställen, an Pferden, Wagen und sonstigem
Inventar, den Jagderfordernissen, den in dem grünen
Gewölbe und anderen Königlichen Sammlungen befind-
lichen Kostbarkeiten, Gold= und Silbergeräten und Por-
zellan, der Gemäldegalerie, den Kupferstich-,Naturalien-,
Münz= und anderen Kabinetten, der Bibliothek, der

Kunst-, Rüst= und Gewehrkammer;
b) aus demjenigen,was demselbennach § 21 zuwächst.

Dasselbe ist Eigentum des Königlichen Hauses, dessenBesitz
geht aber, nach der §§ 6 und 7 für die Krone bestimmten
Successionsordnungund sonst,auf den jedesmaligenrechtmäßigen
Regenten des Königreichs Sachsen über. Dasselbe ist von dem
Lande unzertrennbar und unveräußerlich. Unter dem Ver-

äußerungsverbotesind jedochdiejenigenVeränderungen nicht be-

griffen, welche durch Verkauf oder Austausch einzelner Gegen-
ständefür gut befunden werden sollten. Was durch Veräußerung
an Gegenständen oder Kaufgeldern erlangt wird, nimmt die

Eigenschaftdes veräußerten Gegenstandesan und tritt an dessen
Stelle.

Die Kaufgelder sind, sobald sicheine vorteilhafte Gelegenheit
findet, zu Vermehrung des Hausfideikommissesanzuwenden. Auch
steht dem jedesmaligen Regenten lediglich unter Zustimmung der
Stände das Befugnis zu, die zu demselben gehörigen Kostbar-
keiten, bis zur Höhe einer Million Taler, in außerordentlichen
Notfällen zu Staatszwecken zu verpfänden. Es ist jedoch der

verpfändete Teil desselben, sobald als möglich, wieder einzulösen.
Nur in den § 105 erwähnten anßerordentlichen dringenden

Fällen, wo die Einberufung der Stände durch die Umstände

" ) Gesetz vom 13. April 1888, I.
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unmöglich gemachtwird, kann eine Verpfändung desselbenvom

Könige, unter Verantwortlichkeit der ihn hierbei beratenden

Minister, auchohneZustimmung der Stände, verfügt werden, und
es treten alsdann die Bestimmungen des gedachtenParagraphen
in Kraft.

8 21.*)
3. Privateigentum des Königs.

Privateigentum des Königs ist alles dasjenige, was derselbe
vor der Gelangung zum Throne bereits besessenhat, sowie das-
jenige Vermögen, was er während seiner Regierung aus Privat—
rechtstiteln erwirbt; es steht ihm darüber die freie Disposition
unter den Lebenden und auf den Todesfall zu.

Hat der König über diesesVermögen nicht disponiert, sowächst
dasselbebei seinemAbleben dem Hausfideikommissezu.

Über Ersparnisse an der Civilliste steht dem König die freie
Disposition unter den Lebenden zu, bei seinemAbleben aber fallen
solcheebenfalls dem Hausfideikommisseanheim.

822.
4. Civilliste.

Der König bezieht jährlich eine mit den Ständen, auf die
Dauer seinerRegierung, verabschiedeteSumme aus den Staats-

kassen,als Civilliste, zu seiner freien Disposition in monatlichen
Raten im voraus zahlbar.

Diese Summe ist als Aquivalentfür die den Staatskassen,
auf die jedesmalige Dauer der Regierungszeit des Königs, über-

wiesenenNutzungen des Königlichen Domänengutes zubetrachten
und kann, während der Regierungszeit des Königs, weder ohne
dessenZustimmung vermindert, noch ohne die Bewilligung der
Stände vermehrt, auch, als wesentlichesBedürfnis zu Erhaltung
der Würde der Krone, zu keiner Zeit und auf keine Weise mit

Schulden belastetwerden.

Diese Nutzungen sollen auchden Staatskassenso lange über-

wiesenbleiben, als eine Civilliste bewilligt wird, welcheder jetztmit

Fünfmalhundert Tausend Talern —- —.

verabschiedetenan Höhe wenigstensgleichkommt.

e) Gesetz vom 13. April 1888, II.
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Die Civilliste des mit Tode abgegangenenKönigs besteht
fort, bis die seinesNachfolgers verabschiedetist, jedochlängstens
nur bis zur Vereinigung über ein neues Budget.

Von selbiger werden bestritten: die Schatullengelder des

Königs und seinerGemahlin, die Unterhaltungs=und Erziehungs-
kosten seiner Kinder, die Gehalte aller KöniglichenHofbeamten
und Diener, die künftig auszusetzendenPensionen derselben,sowie
ihrer Witwen und Kinder, der gesamteAufwand für die Hof-
haltung, den Stall, die Hofjagd und die dazu gehörigenInven-
tarien, den katholischenund evangelischenHofgottesdienst, für
letztern, nach der Höhe des zeitherigen Beitrags, die Hofkapelle
und Hoftheater, die Unterhaltungskostender nach§ 17 dem Könige
zur freien Benutzung bleibenden Schlösser, Paläste, Hofgebäude
und Gärten, endlich alle hier nicht erwähnte ordentliche oder

außerordentlicheHofausgaben, deren Bestreitung nicht ausdrück-

lich auf das Staatsbudget gewiesenist.

8 23.

5. Apanagen und andere Gebührnisse der Glieder des Königlichen
Hauses.

Die den dermaligen Gliedern des Königlichen Hauses aus-

gesetztenApranagen, Wittümer und andern vertragsmäßigen Ge-
bührnisse, Hand= und Garderobengelder, bleiben, unter Be-

obachtung der wegen der Sekundogenitur bestehendenBestim-
mungen, auf deren Lebenszeitunverändert und werden in das

Budget ausgenommen.
Über die künftig, unter Anrechnung der Sekundogenitur, zu

gewährenden Apanagen, Wittümer, Heiratsgüter und andere

dergleichenGebührnisseist mit den Ständen eine feststehendeBe-

stimmung zu verabschieden, welchernachmals in jedem einzelnen
Falle nachzugehenist, und welche in das Hausgesetzausgenommen
werden soll.

OhneEinwilligungderStände können dieseGebührnissenicht
verändert, und nie durch Uberweisungvon Grundstückenzur Be-

nutzung gewährt werden.

Die Entrichtung derselbenerfolgt aus den Staatskassen,ohne
Zurechnung auf die Civilliste.
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Dritter Abschnitt.
Von den allgemeinen Rechten und Vflichten der

Antertanen.

8 24.

1. Rechtsverhältnis durch den Aufenthalt im Lande.

Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Staats verpflichtet
zu Beobachtungder Gesetzedesselbenund begründet dagegenden

gesetzlichenSchutz.
8 25.

2. Heimats- und Staatsbürgerrecht.
Die Bestimmungenüber das Heimatsrechtund Staatsbürger—

recht bleiben einem besonderenGesetzevorbehalten.

8 26.
3. Schutz der Rechte.

Die Rechte der Landeseinwohner stehen für alle in gleicher
Maße unter dem Schutzeder Verfassung.

§ 27.

4. Freiheit der Person und des Eigentums.
Die Freiheit der Personen und die Gebarung mit dem

Eigentume sind keiner Beschränkungunterworfen, als welcheGesetz
und Recht vorschreiben.

8 28.

Wahl des Berufs.

Jeder ist daher berechtigt, seinen Beruf und sein Gewerbe

nach eigener Neigung zu wählen und sichdazu im In= oder Aus-
lande auszubilden, soweit nicht hierbei ausdrücklicheGesetzeoder

Privatrechte beschränkendentgegenstehen.

§ 29.

Wegzug.

Jedem Untertan steht der Wegzug aus dem Lande ohne
Erlegung einer Nachsteuerfrei, soweit nicht die Verpflichtung zum
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Kriegsdienste oder sonstVerbindlichkeiten gegen den Staat oder

Privatpersonen entgegenstehen.

8 30.

Waffendienst.
Die Verpflichtung zu Verteidigung des Vaterlandes und die

Verbindlichkeit zum Waffendienste ist allgemein; es finden dabei
keine andern, als die durch die GesetzebestimmtenAusnahmen statt.

§ 31.

Abtretung von Privateigentum zu Staatszwecken.
Niemand kann gezwungen werden, seinEigentum oder sonstige

Rechte und Gerechtigkeitenzu Staatszwecken abzutreten, als in
den gesetzlichbestimmten, oder durch dringende Notwendigkeit
gebotenen, von der obersten Staatsbehörde zu bestimmenden
Fällen und gegen Entschädigung, welcheohne Anstand ermittelt
und gewährt werden soll.

Entsteht ein Streit über die Summe der Entschädigung, und
der Eigentümer oder der Berechtigte will sichbei der Entscheidung
der Verwaltungsbehörde nicht beruhigen, so bleibt ihm unbe-
nommen, die Sache im ordentlichen Rechtswegezur Erledigung
zu bringen; es ist aber einstweilen die Abtretung zu bewirken und
die von jener Behörde festgesetzteSumme ohne Verzug zu be-

zahlen.
832.

5. Rechtsverhältnis in Bezug auf den Glauben.

Jedem Landeseinwohner wird völlige Gewissensfreiheitund,
in der bisherigen oder der künftig gesetzlichfestzusetzendenMaße,
Schutz in der Gottesverehrungseines Glaubens gewährt.

8 33.*)
Der Genuß der bürgerlichen und staatsbürgerlichenRechteist

unabhängig von dem religiösen Glaubensbekenntnisse.
Den bürgerlichen und staatsbürgerlichenPflichten darf das

religiöse Bekenntnis keinen Abbruch tun.

*) Gesetz vom 3. Dezember 1868, II.

2*



8 34.

6. Rechtsgleichheit zum Staatsdienste.

Die Verschiedenheit des Standes und der Geburt begründet
keinen Unterschied in der Berufung zu irgend einer Stelle im

Staatsdienste.
8 35.*)

7. Presse und Buchhandel.

Die Angelegenheitender Presseund des Buchhandels werden

durch ein Gesetzgeordnet werden, welchesdie Freiheit derselben,
unter Berücksichtigung der Sicherung gegen Mißbrauch, als

Grundsatz feststellenwird.

8 36.

8. Recht der Beschwerde über Behörden.

Jeder hat das Recht, über gesetz=oder ordnungswidriges
Verfahren einer Behörde, oder Verzögerung der Entscheidung,bei
der zunächstvorgesetzten,schriftlicheBeschwerdezu führen.

Wird selbige von der vorgesetztenBehörde ungegründetge-
funden, so ist diese verpflichtet, den Beschwerdeführerüber die
Gründe ihres Urteils zu belehren. Glaubt derselbe, sichauch bei
der Entscheidung der obersten Staatsbehörde nicht beruhigen zu
können, so darf er die Beschwerdeden Ständen, mit der Bitte um

Verwendung, schriftlich vortragen, welche dann zu beurteilen

haben, ob die Sache geeignetsei, von ihnen am Throne bevor-
wortet zu werden.

Übrigensbleibt auch jedem unbenommen, seineWünscheund

Beschwerdenbei dem Regentenunmittelbar anzubringen.

837.
9. Abgabenwesen.

Kein Untertan soll mit Abgaben oder andern Leistungenbe—

schwert werden, wozu er nicht vermöge der Gesetze,oder kraft
besondererRechtstitel, verbunden ist.

838.
Alle Untertanen haben zu den Staatslasten beizutragen.

6% Gesetz vom 3. Dezember 1868, I.
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8 39.

Es soll ein neues Abgabensystemfestgestelltwerden, wobei
die Gegenständeder direkten und indirekten Besteuerung, nach
möglichstrichtigem Verhältnisse, werden zur Mitleidenheit gezogen
werden.

Die bisher bestandenenRealbefreiungen sollen, gegen an—

gemesseneEntschädigung, deren Modalität, unter Vernehmung
mit den Ständen, durch die künftige Gesetzgebungnäher zu be—

stimmen ist, aufgehobenwerden.

8 40.

Neue bleibende Befreiungen von Staatslasten können in
keiner Weisevergünstigtoder erworben werden.

Vierter Abschnitt.
Von dem Staatsdiensle.

8 41.

1. Ministerialdepartements, Gesamtministerium, Staatsrat.

Es bestehendie Ministerialdepartements der Justiz, der

Finanzen, des Innern, des Kriegs, des Kultus und der aus—

wärtigen Angelegenheiten, deren Vorstände den Ständen ver-

antwortlich sind.
Diese Vorstände bilden das Gesamtministerium,als die oberste

kollegiale Staatsbehörde.
Auf den Vorstand des Ministerii des Kultus, welcher stets

der evangelischenKonfession zugetan sein muß, in Gemeinschaft
mit wenigstens zwei andern Mitgliedern des Gesamtministerii
derselbenKonfession, geht der bisherige Auftrag in Evangelicis
über. Zu seinemWirkungskreise gehören die §57 bezeichneten
Ungelegenheitenaller Konfessionen.

Es kann ein Staatsrat gebildet werden, zu welchem, außer
den Vorständen der Ministerialdepartements, diejenigenPersonen
gezogen werden, welcheder König geeignetfindet.

8 42.

2. Verantwortlichkeit der Staatsdiener.

Alle Staatsdiener sind für ihre Dienstleistungverantwortlich.



8 43.

Kontrasignatur der Königlichen unmittelbaren Verfügungen.
Alle Verfügungen in Regierungsangelegenheiten,welcheder

König unterzeichnet,müssenvon dem Vorstande eines Ministerial-
departements,welcher bei der Beschlußnahmewirksam gewesen
ist, in der Reinschrift,zum ZeichenseinerVerantwortlichkeit für
die Zweckmäßigkeitund Übereinstimmungderselben mit den Ge-
setzenund der Verfassung des Landes, kontrasigniert werden.

Eine solche mit der erforderlichenKontrasignatur nicht be-

zeichneteVerfügung ist als erschlichenzu betrachten und daher
unverbindlich.

8 44.

3. Vorbehaltene Bestimmungen über die Verhältnisse der Staatsdiener.

Die Verhältnisse der Staatsdiener, worunter jedochder Hof—
dienst nicht mit begriffen ist, sollen durch ein besonderesGesetz
näher bestimmt werden, in welchem vorzüglich die nötige Unab—

hängigkeit des Richteramts berücksichtigtwerden wird.

Fünfter Abschnitt.
Von der Mechtspflege.

§ 45.

1. Verwaltung der Gerichtsbarkeit.
Die Gerichtsbarkeit wird in einer gesetzlichbestimmtenIn-

stanzenordnungverwaltet.

8 46.

2. Angabe der Gründe der Rechtsentscheidungen.
Alle Gerichtsstellenhaben ihren EntscheidungenGründe bei-

zufügen.
8 47.

3. Kompetenz.
Sie sind bei Ausübung ihres richterlichen Amtes innerhalb

der Grenzen ihrer Kompetenzvon dem Einflusse der Regierung
unabhängig.

Über Kompetenzzweifelzwischen den Justiz=und Verwal-

tungsbehördenentscheidetin letzterInstanz eine besondereBehörde,
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deren Organisation durch ein Gesetzbestimmt wird, und deren

Mitgliederzur Hälfte aus Räten des oberstenJustizhofesbestehen
müssen.

8 48.

Kein Untertandarf seinem ordentlichen Richter entzogen
werden, außerin den von den GesetzenvorausbestimmtenFällen.

8 49.

4. Nechtswegin Bezug auf Akte der Staatsverwaltung.
Jedem, der sich durch einen Akt der Staatsverwaltung in

seinenRechtenverletztglaubt, stehtder Rechtswegoffen.
Ein besonderesGesetzwird die nötigen Ausnahmen und Be-

stimmungentweffen,damit durch die Ausübung diesesBefugnisses
der freie Fortgangder Verwaltung nicht gehemmtwerde.

8 50.

5. Gerichtsstand des Fiskus.
Der Fiskus nimmt in allen ihn betreffendenRechtsstreitig-

keiten Recht vor den ordentlichenLandesgerichten.

51.
6. GesetzlicheVerfolgung.

Niemand darf ohnegesetzlichenGrund verfolgt, verhaftet oder

bestraft und über vierundzwanzig Stunden über die Ursache
seinerVerhaftung in Ungewißheitgelassenwerden.

l52.
7. Begnodigungsrecht.

Der König hat in strafrechtlichen Fällen das Recht der

Abolition, sowieder Verwandlung, Minderung oder des Erlasses
der Strafe, kann aber zuerkannte Strafen nicht schärfen.

853.
8. Konfiskation.

Die Konfiskation kann künftig nur bei einzelnen Sachen,
welche als Gegenstand oder Werkzeug einer Vergehung gedient
haben, stattfinden.

Eine allgemeine Vermögenskonfiskation tritt in keinem

Falle ein.
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8 64.
9. Moratorien.

Moratorien dürfen von Staats wegen nicht erteilt werden.

855.
10. Vorbehaltene Bestimmungen über die Einrichtung der Rechtspflege.

Die Rechtspflegewird, auf eine der Gleichheit vor dem Gesetze
entsprechendeWeise, in der Maße eingerichtet werden, daß die

privilegierten Gerichtsständeaufhören, soweit nicht einzelne, auf
Verträgen oder besondern Verhältnissen beruhendeAusnahmen
noch ferner notwendig bleiben.

Die nähern Bestimmungen hierüber werden durch ein Gesetz
getroffen werden.

SechsterAbschnitt.
Von den Kirchen, Anterrichtsanstalten und milden

Stiftungen.

§ 56.

1. OffentlicheReligionsübung.
Nur den im Königreicheaufgenommenenoder künftig, mittels

besondernGesetzes,aufzunehmendenchristlichenKonfessionensteht
die freie öffentliche Religionsübung zu.

Es dürfen weder neue Klöster errichtet, noch Jesuiten, oder

irgend ein anderer geistlicherOrden jemals im Lande ausgenommen
werden.

857.
2. Rechte des Königs über die Kirchen.

Der König übt die Staatsgewalt über die Kirchen (jus circa

Sacra), die Aufsicht und das Schutzrechtüber dieselbennach den

diesfallsigen gesetzlichenBestimmungen aus, und es sind daher
namentlich auch die geistlichenBehörden aller Konfessionender

Oberaufsicht des Ministeriums des Kultus untergeordnet.
Die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichenAngelegen-

heiten bleiben der besondern Kirchenverfassung einer jeden Kon-

fessionüberlassen. Insbesondere wird die landesherrlicheKirchen-
gewalt (jus episcopale) über die evangelischenGlaubensgenossen,
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solange der König einer andern Konfessionzugetan ist, von der
* 41 bezeichnetenMinisterialbehörde ferner in der seitherigen
Maße ausgeübt.

8658.
3. Beschwerdenüber Mißbrauch der kirchlichen Gewalt.

Beschwerden über Mißbrauch der kirchlichen Gewalt können

auchbis zu der oberstenweltlichenStaatsbehörde gebrachtwerden.

8569.
4. Rechtsverhältnis der Diener der Kirchen.

Die Kirchen und Schulen und deren Diener sind in ihren
bürgerlichen Beziehungen und Handlungen den Gesetzendes
Staats unterworfen.

l60.
5. Stiftungen.

Alle Stiftungen ohne Ausnahme, sie mögen für den Kultus,
den Unterricht, oder die Wohltätigkeit bestimmt sein, stehenunter
dem besondernSchutzedes Staats, und das Vermögen oder Ein-
kommen derselben darf unter keinem Vorwande zum Staats-

vermögen eingezogen, oder für andere, als die stiftungsmäßigen
Zweckeverwendet werden. Nur in dem Falle, wo der stiftungs-
mäßigeZwecknicht mehr zu erreichensteht, darf eine Verwendung
zu andern ähnlichen Zwecken, mit Zustimmung der Beteiligten
und, insofern allgemeine Landesanstalten in Betracht kommen,
mit Bewilligung der Stände erfolgen.

Siebenter Abschnitt.
Von den Ständen.

I. Organisation der Ständeversammlung.

§ 61.
1. Allgemeine Bestimmungen. Ständeversammlung in zwei Kammern.

Ständische Provinzialverfassung.

Für das ganze Königreich Sachsen bestehteine allgemeine,in
zwei Kammern abgeteilte Ständeversammlung.
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Neben selbiger wird die besondereProvinzial-Landtags-
verfassung in der Oberlausitz und die Kreistagsverfassungin den

alten Erblanden, vorbehältlich der in Rücksichtbeider nötig wer-

denden Modifikationen, noch ferner fortbestehen.

862.
Rechtsgleichheitund Verbindung der beiden Kammern.

Beide Kammern sind in ihren Rechtenund Befugnissenein—
ander gleich.

Zeit und Ort der Sitzungenbeider sind jederzeitdieselben.

863.
2. Erste Kammer. Mitglieder derselben.

Zu der erstenKammer gehörenfolgendeMitglieder:
1.

2.

3.

4.

AE
10.

11.

12.

die volljährigen Prinzen des Königlichen Hauses;
das Hochstift Meißen, durch einen Deputierten seines

Mittels;
der Besitzerder Herrschaft Wildenfels;
die Besitzer der fünf SchönburgischenRezeßherrschaften,

Glauchau, Waldenburg, Lichtenstein, Hartenstein und

Stein, durch einen ihres Mittels;
ein Abgeordneter der Universität Leipzig, welcher von

selbiger aus dem Mittel ihrer ordentlichenProfessoren
gewählt wird;

der Besitzerder StandesherrschaftKönigsbrück;
der Besitzerder StandesherrschaftReibersdorf;
der evangelischeOberhofprediger;
der Dekan des Domstifts St. Petri zu Budissin, zugleich

in seinerEigenschaftals höherer katholischerGeistlicher,
und im Falle der Behinderung oder der Erledigung der
Stelle, einer der drei Kapitularen des Stifts;

der Superintendent zu Leipzig;
ein Abgeordneter des Kollegiatstifts zu Wurzen, aus dem

Mittel des Kapitels;
die Besitzer der vier SchönburgischenLehnsherrschaften,

Rochsburg, Wechselburg,Penig und Remissen, durch
einen ihres Mittels;



27

)13. zwölf auf Lebenszeitgewählte Abgeordnete der Besitzer
von Rittergütern und anderen größeren ländlichen
Gütern;

14. zehn vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit er-

nannte Rittergutsbesitzer;
15. die erste Magistratsperson der Städte Dresden und

Leipzig;
16. die erste Magistratsperson in sechsvom Könige, unter

möglichsterBerücksichtigungaller Teile des Landes, nach
Gefallen zu bestimmendenStädten;

**) 17. fünf vom Könige nach freier Wahl auf Lebenszeit er-

nannte Mitglieder.

864.
Nähere Bestimmungen in Rücksichtder Herrschastsbesitzer.

Für die § 63 unter 3, 4, 6, 7 und 12 benannten Besitzer
der Herrschaftenkann im Falle der Minderjährigkeit, oder wenn

sie aus Ursachen, welche die Kammer als statthaft anerkennt, an

dem Landtage persönlich teil zu nehmen, nicht vermögen, der-

jenige nächsteNachfolger in die Kammereintreten, welchernach
§ 74 für die Person dazu geeignet ist. Den Besitzernder Herr-
schaftWildenfels und der SchönburgischenRezeßherrschaftenist
jederzeit nachgelassen,wegen ihrer erblichen Stimmen, Bevoll-

mächtigte in die Kammer eintreten zu lassen,welchedie nach§74
erforderlichen Eigenschaftenhaben, und im KönigreicheSachsen
mit einem Rittergute angesessensind.

8 65. ***)
Nähere Bestimmungen in Rücksichtder Rittergutsbesitzer.

über die Wahl der § 63 unter 13 gedachtenAbgeordneten
enthält das Wahlgesetzdie näheren Bestimmungen.

Wählbar sind nur diejenigenGrundbesitzer,denen im König-
reiche Sachsen das Eigentum an einem oder mehreren Ritter-

gütern, welche einschließlichder etwa damit verbundenen, auf
demselbenGrundbuchsfolium eingetragenenBeistückenmit wenig-

*) Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.

z*) Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.

*%%)Gesetz vom 3. Dezember 1868, I1I.
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stens 4000 Steuereinheiten belegt sind, oder an einem anderen
Gute des platten Landes, auf welchemwenigstens4000 Steuer-

einheitenhaften, zusteht.
Jedem der vom Könige nach § 63 unter 14 zu ernennenden

10 Rittergutsbesitzer muß das Eigentum an einem oder mehreren
inländischen Rittergütern zustehen, welche einschließlichder etwa

damit verbundenen, auf demselben Grundbuchsfolium einge-
tragenen Beistücken mit wenigstens4000 Steuereinheiten belegt
sind. Der König kann übrigens bei deren Ernennung auf Besitzer
SchönburgscherRezeß- oder Lehnsherrschaften, soweit sie nicht
nach § 63 unter 4 und 12 der Kammer bereits angehören,Rücksicht
nehmen. Dagegen können Minister im aktiven Dienste und be-

soldeteHofbeamte nicht ernannt werden.
Die § 63 unter 14 und 17 bestimmteZahl von Kammer-

mitgliedern muß stets ernannt sein.

§ 66.)
Dauer der Funktion in der ersten Kammer.

Diejenigen Mitglieder der erstenKammer, welche vermöge
ihres Amtes in selbiger eine Stelle haben, behaltensolcheso lange,
als sie dieses Amt bekleiden.

Die Abgeordneten der Stifter und der Universität, sowie die

Bevollmächtigten der Herrschaft Wildenfels und der Schön-
burgischen Rezeßherrschaftenbehalten ihre Stelle, bis sich ein

Nachfolger legitimiert.
Die Abgeordneten der Grundbesitzertreten aus, wenn sie die

Wählbarkeit verlieren, im Staatsdienste angestellt oder befördert
werden oder ein besoldetesHofamt annehmen; sie können aber in
den zuletzt gedachtenFällen von neuem gewählt werden.

Die vom Könige ernannten Rittergutsbesitzerbleiben so lange
Mitglieder der Kammer, als ihr Grunbbesitzden für sie im § 65

vorgeschriebenenErfordernissen entspricht.

§ 67.)
Präsident und dessenStellvertreter.

Der Präsident der erstenKammer wird von dem Könige, aus

der Mitte der Herrschafts=oder Rittergutsbesitzerin selbiger, zu

*) Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.
e##) Gesetz vom 12. Oktober 1874, I.
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ledem Landtage besonders ernannt und darf nicht im Auslande
wohnen.

Die Wahl eines oder mehrererVizepräsidentensteht der
ammer zu.

§ 68.U
3. Zweite Kammer. Mitglieder derselben.

Die zweite Kammer der Ständeversammlungwird aus 91 Ab-

geordnetengebildet,von denen 43 Abgeordnete in städtischenund
18 Abgeordnete in ländlichen Wahlkreisengewählt werden.

Künftige Eingemeindungen oder Anderungen der Gemeinde-
verfassung einzelner Orte sind auf deren Zugehörigkeit zu den

Wahlkreisen ohne Einfluß.

§ 69.
(Aufgeboben.)

§ 70./
(Aufgehoben.)

§ 71.
Dauer der Funktion in der zweiten Kammer.

Die Abgeordnetender zweitenKammer der Ständeversammlung
werden auf 6 Jahre gewählt. Nach Ablauf der 6 Jahre wird
die Kammer neu gewählt.

Scheidet ein Abgeordneter vor dem Ablaufe der sechsjährigen
Wahlperiode aus der Kammer aus, so gilt die Ersatzwahlnur für
den Rest der Wahlperiode.

Die Abgeordneten hören auf, Mitglieder der Kammer zu
sein, wenn:

a) sie die Wählbarkeit verlieren,
b) sie im Staatsdienste angestellt oder in ein höheres Amt

befördert werden oder in ein besoldetes Hofamt treten,
Jc)der König die Kammer auflöst oder

d) sie freiwillig aus der Kammer ausscheiden.
In den Fällen unter b bis d können sie sofort wiedergewählt

werden.

*) Gesetz vom 5. Mai 1909, 1.

#*) S& 69 und 70 aufgehobendurch Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.

v#) Gesetz vom 5. Mai 1909, I.
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* 72.
Präsident und dessenStellvertreter.

Die zweite Kammer wählt ihren Präsidenten und einen oder

mehrere Vizepräsidenten.

§ 73.

4. Bestimmungen in Bezug auf beide Kammern. Alter zur Wahl-
berechtigung und Wählbarkeit.

Zur Teilnahme an einer auf die Ständeversammlung sich
beziehendenWahl wird das erfüllte 25., und zur Wählbarkeit
das erfüllte 30. Altersjahr erfordert.

874.**)
Hindernisse derselben.

Über die Bedingungen der Stimmberechtigung und Wähl—
barkeit enthält das Wahlgesetzdas Weitere.

Diejenigen, welchen nach demselbendas Stimmrecht im all—

gemeinen und ohne Unterschied der verschiedenenStändeklassen
entzogen ist, können auchnicht in Gemäßheit von § 64 als Stell-
vertreter der § 63 unter 3, 4, 6, 7 und 12 benannten Herrschafts-
besitzer,noch in einer sonstigenEigenschaft in die ersteKammer
eintreten oder ihren Sitz in derselbenbehalten.

§ 75.)
Wahl von Staatsdienern und andern Beamten.

Wird ein Staatsdiener zum Abgeordneten oder Stellvertreter
zu einer der beiden Kammern gewählt, so hat derselbesolchesder

vorgesetztenDienstbehörde anzuzeigen,damit dieseermesse,ob die

Annahme der Wahl genehmigt werden könne und, nötigenfalls,
wegen einstweiliger Versehung des Amts Vorsorge treffe. Die

Genehmigung kann ohne erhebliche, in dem Wesen des Amts

beruhende und den Ständen zur Nachricht mitzuteilende Gründe
nicht versagt werden.

*) Gesetz vom 12. Oktober 1874, J.

**) Gesetz vom 19. Oktober 1861, IV.
#n.) Gesetz vom 19. Oktober 1861, V.
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Diese Bestimmung leidet auch auf alle andere Beamten, auf
Geistliche und Lehrer, sowie auf Militärpersonen analoge An—

wendung. Städtische Beamte haben die Zustimmung der Stadt-
räte einzuholen, welchejedochebenfalls nur aus denselbenUrsachen
nerweigert werden kann.

Über Reklamationen wegen verweigerter Genehmigung ent-

scheidetdie Regierung.

§ 76.)
Sitzordnung.

Die Sitzordnung in der erstenKammer richtet sich bei den

§ 63 unter 1 bis mit 12 benannten Mitgliedern nach der an-

gegebenenReihefolge, bei den übrigen aber nachdem Lose,welches
hbei jedesmaliger Eröffnung der Kammer gezogen wird. Für die
hierbei noch nicht anwesenden Mitglieder zieht der Präsident
die Lose.

Die Bevollmächtigten nehmen die Plätze derer, die sie ver-

treten, ein.

§ 77.

Bezugnahme auf das Wahlgesetz.

Uber das Wahlverfahren für beide Kammern und die Wahl-
berechtigung für die zweite Kammer enthält das Wahlgesetzdie

nähere Bestimmung. Dasselbe ist zwar kein integrierender Teil
der Verfassung, kann aber ohneständischeZustimmung nicht ver-

ändert werden.

II. Wirksamkeit der Stände.

8 78.

1. Beruf der Stände im allgemeinen.
Die Stände sind das gesetzmäßigeOrgan der Gesamtheit der

Sltaatsbürger und Untertanen, und als solchesberufen, deren

*) Abgeändert durch Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.
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auf der Verfassung beruhendeRechte, in dem durch selbige be-
stimmten Verhältnisse zu der Staatsregierung, geltend zu machen
und das unzertrennlicheWohl des Königs und des Landes, mit
treuer Anhänglichkeit an die Grundsätzeder Verfassung, möglichst
zu befördern.

87).
2. Kompetenz der Ständeversammlung.

Die Angelegenheiten, welche vor die Ständeversammlung
gehören, sind in dieser Verfassungsurkunde bestimmt vorge-
zeichnet.

DergleichenAngelegerheiten können in keinem Falle zur Er-

ledigung an ständischeAusschüsse,an die Kreisstände, oder an

einzelneständischeKorporationen gebrachtwerden.

Die Ständeversammlung darf aber auch wieder ihrerseits sich
nur mit diesen ihr zugewiesenenAngelegenheiten,oder den vom

Könige besondersan sie gebrachtenGegenständenbeschäftigen.

g 80.

3. Vorzugsweise Förderung der von dem Könige an die Stände

gebrachten Gegenstände.
Die Stände sind verbunden, die von dem Könige an sie ge—

brachten Gegenständevor allen übrigen in Beratung zu ziehen.

8 81.

4. Persönliche Ausübung der ständischen Funktion.

In beiden Kammern können die Mitglieder derselben, mit

Ausnahme der 864 in Rücksichtder Herrschaftsbesitzerbemerkten

Fälle, nur persönlicherscheinenund dürfen niemanden beauftragen,
in ihrem Namen zu stimmen. Die Abgeordneten haben eine In—
struktion von ihren Kommittenten nicht anzunehmen,sondern nur

ihrer eigenenÜberzeugungzu folgen.
Übrigens bleibt jedem Mitgliede überlassen, die an selbiges

für die Ständeversammlung gelangenden besondern Anliegen
weiter zu befördern und, nach Befinden, zu bevorworten.



§ 82.

5. Eid der Stände.

Jedes Mitglied der Ständeversammlung leistet, bei seinem
ersten Eintritte in die Kammer, folgenden Eid:

Ich schwöre zu Gott usw. die Staatsverfassung treu zu be-
wahren und in der Ständeversammlung das unzertrennlicheWohl
des Königs und Vaterlandes, nach meinem bestenWissen und
Gewissen, bei meinen Anträgen und Abstimmungen allenthalben
zu beobachten.

So wahr mir Gott helfe usw.
Diesen Eid legen die Präsidenten beider Kammern in die

Hände des Königs, und die übrigen Mitglieder der Kammer in
der Versammlung an den Vorstand derselbenab.

Wenn ein gewesenerAbgeordneter durch neue Wahl als
solcherin eine Kammer eintritt, so leistet er die Pflicht bloß mittels

Handschlags,unter Verweisung auf den früher abgelegtenEid.

9 83.

(Aufgehoben.)

884.
7. Persönliche Unverletzlichkeitder Stände während des Landtags.

Die Stände genießen,sowohl in ihrer Gesamtheit,als einzeln,
völlige Unverletzlichkeitder Person während der Dauer des Land-

lags. Daher darf insbesondere,außer dem Falle der Ergreifung
auf frischerTat bei einem begangenenpeinlichen Verbrechenund
dem Falle des Wechselverfahrens, kein Mitglied der Stände-

versammlung während ihrer Dauer, ohne ausdrücklicheZustim-
mung der Kammer, der selbigesangehört, verhaftet werden.

g 85. **)
8. Wirksamkeit der Kammern in der Gesetzgebung.

Gesetzentwürfekönnen von dem Könige an die Kammern und
von den Kammern an den König gebrachtwerden.

*) Gesetz vom 12. Oktober 1174, II.

*#) Gesetz vom 31. März 1840, & 1.
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Die Kammern können aber auch auf Vorlage neuer Gesetze,
sowieauf Abänderung oder Aufhebung bestehenderantragen.

Jedem Gesetzentwurfesind Motiven beizufügen.

886.
Ständische Zustimmung zu Gesetzen.

Kein Gesetzkann ohne Zustimmung der Stände erlassen, ab-

geändert oder authentischinterpretiert werden.

g 87.

Rechte des Königs in Bezug auf Gesetzeund Verordnungen, besonders
auch in dringenden Fällen.

Der König erläßt und promulgiert die Gesetze,mit Bezug auf
die erfolgte Zustimmung der Stände, und erteilt die zu deren
Vollziehung und Handhabung erforderlichen, sowie die aus dem

Aufsichts= und Verwaltungsrechte fließenden Verfügungen und

Verordnungen.
g 88.

Der König erläßt auchsolche,ihrer Natur nachder ständischen
Zustimmung bedürfende, aber durch das Staatswohl dringend
geboteneVerordnungen, deren vorübergehenderZweckdurchVer-
zögerung vereitelt werden würde, mit Ausnahme aller und jeder
Abänderungen in der Verfassungund dem Wahlgesetze.

Dafür, daß das Staatswohl die Eile geboten, sind sämtliche
Minister verantwortlich. Sie haben deshalb insgesamt die Ver-
ordnungen zu kontrasignieren; auchmüssenletztereden Ständen
bei der nächstenZusammenkunft zur Genehmigung vorgelegt
werden.

§ 89.
Beschränkungendurch die Verfassung des Norddeutschen Bundes.

Das § 97 der Verfassungsurkundevom 4. September 1831

gedachteRecht der Stände zur Beschlußfassungüber den Staats-
bedarf unterliegt den aus Artikel 2 und Artikel 70 der Ver-
fassungdes NorddeutschenBundes sichergebendenBeschränkungen.

*) Abgeändert durch § 1 des Gesetzes vom 5. Mai 1851, und weiter durch
Gesetz vom 3. Dezember 1868, 1V.
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8 90.

Zurücknahme Königlicher Gesetzvorschläge.
Der König kann einen an die Kammern gerichtetenGesetz-

vorschlag nochwährend der ständischenDiskussiondarüber zurück-
nehmen.

(Absatz 2 ist aufgehoben durch Gesetz vom 3. Dezember 1868, unter III.)

8 91.

Versahren, wenn die Kammern über einen Gesetzvorschlaggeteilter
Meinung sind.

Wemn die Kammern über die Annahme eines Gesetzvorschlags
geleilter Meinung sind, so haben sie, vor der Abgabe ihrer Er-
klärung, das § 131 vorgeschriebeneVereinigungsmittel zu ver-

suchen.
l 92.

Verwerfung eines Gesetzvorschlags.
Bleiben auch dann noch die Kuriatstimmen beider Kammern

geteilt, so ist zu der Verwerfung des Gesetzvorschlagserforderlich,
daß in einer der beiden Kammern wenigstens zwei Dritteile der

Anwesendenfür die Verwerfung gestimmthaben.

8 93.

Darlegung der Beweggründe zu Verwerfung oder Änderungeines
Gesetzvorschlags.

Die ständischeErklärung, wodurch entweder ein Gesetz-
vorschlag ganz abgelehnt wird, oder Veränderungen dabei be-

antragt werden, muß die Angabe der Beweggründe enthalten.

8 94.

Verfahren, wenn ein von den Ständen mit Abänderungen
angenommener Gesetzentwurfvom Könige nicht genehmigt wird.

Wird ein von den Ständen mit Abänderungenangenommener
Gesetzentwurfvom Könige nicht genehmigt, so kann selbiger ent-
weder ganz zurückgenommen,oder vorher noch einmal, während
desselben Landtags, mit Widerlegungsgründen in der vorigen
Maße, oder auch mit von der Regierung selbstvorzuschlagen-
den Abänderungen, an die Stände gebrachtwerden. In beiden

3
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letzternFällen stehtder Regierung frei, die unbedingteErklärung
über Annahme oder Ablehnung desselbenzu verlangen.

8 95.

Verfahren, wenn ein Gesetzentwurf von den Ständen ganz abgelehnt
worden ist.

Ein von den Ständen ganz abgelehnterGesetzentwurfkann
zwar bei einem folgenden Landtage anderweit unverändert an sie
gebracht werden, während desselbenLandtags aber nur in ver-

änderter Maße.
l 96.

9. Wirksamkeit der Stände im Finanzwesen. Zustimmung derselben
zu Veränderung und Erhebung der Abgaben.

Mit Ausnahme der §§ 89, 103 und 105 bemerkten Fälle
können und dürfen die bestehendendirekten und indirekten Landes-
abgaben ohne Zustimmung der Kammern weder verändert, noch
ausgeschriebenoder erhoben werden.

Diejenigen Abgaben, welche zufolge der unter Zustimmung
der Kammern mit andern Staaten abgeschlossenenZoll-, Steuer-
und Handelsverträge zu erhebensind, sowie die in Gemäßheit
dieserVerträge zu bewirkende Erhöhung oder Herabsetzungder-

selbenbedürfen keiner besondernBewilligung der Kammern.

§ 97.

Erörterung und Deckung des Staatsbedarfs durch die Stände.

Die Stände haben die Verpflichtung, für Aufbringung des

ordentlichen und außerordentlichen Staatsbedarfs durch Aus-

setzung der hierzu erforderlichen Deckungsmittel zu sorgen. Sie

haben dagegendas Befugnis, hierbei die Notwendigkeit, Zweck-
mäßigkeit und Höhe der Ansätze zu prüfen und deshalb Erinne-

rungen zu machen, auch sichsowohl wegen der Annahme der an-

gesetztenSummen, als über die Art der Deckung,die Grundsätze
und Verhältnisse, nach welchendie Abgaben und Leistungenauf
Personen und Gegenständezu legen und zu verteilen sind, sowie
über die Dauer und Erhebungsweisezu entschließen.

*) Gesetz vom 5. Mai 1851 & 2 in Verbindung mit Gesetz vom 27. November 1860.
— Statt der in der erstgedachtenGesetzesstelle ange egenen&#1, 5, 6 und d des Ge-

setesvom 5. Mai 1851 sind im Teee.oben §#8, 103 und 1065 der vorliegenden Zu-
ammenstellung zitiert worden, in denen jene Gesetzesparagraphen mit den späteren

Abänderungen Aufnahme gefunden haben.
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§ 98.7
Staatshaushaltplan und Rechnungsablegung.

Bei jedem ordentlichen Landtage (§ 115 der Verfassungs-
urkunde) wird den Ständen eine genaue Berechnung über Ein-

nahme und Ausgabe in der vorletzten Finanzperiode und ein

Woranschlag des Staatsbedarfs für die zwei““) nächstfolgenden
Jahre nebst den Vorschlägen zu dessenDeckung möglichst bald

nachEröffnung des Landtags mitgeteilt.

8 99.

Mitteilung von Erläuterungen und Rechnungenan die Stände.

Um beides beurteilen zu können, werden ihnen sowohl von

der oberstenStaatsbehörde, als auch,auf ihren Antrag, von den

betreffendenDepartementschefs, die nötigen Erläuterungen ge—
geben, sowie Rechnungenund Belege mitgeteilt werden.

Ansätze für geheime Ausgaben können dabei nur insoweit
vorkommen, als eine schriftliche,von mindestensdrei verantwort-

lichen Ministerialvorständen kontrasignierte Versicherung des

Königs bezeugt, daß die Verwendung zum wahren Besten des
Landes stattgefundenhabe, oder stattfinden werde.

8 100.

Ständische Erklärung über den aufzubringenden Staatsbedarf.
Nachpflichtmäßigergenauen Prüfung der gedachtenBerech-

nungen, Übersichtenund Unterlagen, haben die Stände über den

danach aufzubringenden Bedarf ihre Erklärung an den König
gelangen zu lassen. Insofern siehierbei auf Verminderung der

verlangten Summen antragen, muß diesesunter bestimmterund

ausführlicher Nachweisung der Gründe dazu, sowie der Gegen-
stände, bei welchen, und der Art und Weise, wie, ohneHint-
ansetzungdes Staatszwecks, Ersparnissegemachtwerden können,
geschehen. "

8 101.

Verfahren, wenn die Kammern über die Bewilligung geteilt sind.
Sind die beiden Kammern bei der Abstimmung über die Be—

willigung geteilt, so tritt, zum Zweckeeiner Vereinigung, das

§ 131 vorgeschriebeneVerfahren ein.

) Gesetz vom 5. Mai 1851, 663.
*#) Gesetz vom 3. Dezember ##868,III, am Schlusse von # 71.
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§ 102.7)
Verbot, die Bewilligung an fremde Bedingungen zu knüpfen.
Die ständischeBewilligung darf nicht an Bedingungen ge-

knüpft werden, welchenicht das Wesenoder die Verwendung der

Bewilligung unmittelbar betreffen.

8 103. *)
Verfahren, wenn über die Bewilligung eine Vereinigung mit den

Ständen nicht erfolgt.
Die von den Ständen nach § 100 der Verfassungsurkunde

an die Regierung gelangenden Anträge und die Gründe, auf
welchen sie beruhen, werden auf das reiflichste erwogen, auch,
soweit es nur mit dem Staatswohle vereinbar ist, jederzeitberück-

sichtigt werden.

In dem Falle aber, daß sieunannehmbar befundenwürden,
die Stände hingegenauf deshalb ihnen gescheheneEröffnung und
anderweite Beratung die Bewilligung in der verlangten Maße
wiederholt ablehnen wollten, nicht minder in dem Falle, wenn

der Landtag noch vor erfolgter definitiver Erklärung über die

Bewilligung aufgelöstwird, läßt der König die Auflagen für den

notwendigen Staatsbedarf, insofernsienicht ausdrücklichnur für
einen vorübergehenden, bereits erreichten Zweck bestimmt sind,
nachAblauf der Bewilligungs'eit durchdie obersteStaatsbehörde
mittels einer in das Gesetz=und Verordnungsblatt aufzunehmen-
den Verordnung auf ein Jahr ausschreibenund erheben.

In dem zu erlassendenAusschreibenwird der besondernNatur

desselbengedacht und Beziehung auf diesenParagraphen des

Gesetzesgenommen.
Ein solchesverlängertes Ausschreibenkann jedochnur auf

ein Jahr erlassen werden, weshalb der König längstens sechs
Monate vor Ablauf dieserFrist einen anderweiten Landtag ein-

berufen wird.
Die Bewilligung wird übrigens nur dann als abgelehntbe-

trachtet, wenn in einer der beiden Kammern mindestens zwei
Dritteile der Anwesendenfür die Ablehnung gestimmthaben.

) Gesetz vom 5. Mai 1851, 8 4.
**) Gesetz vom 5. Mai 1851, K 5.
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Verfahren bei verspätigter oder verzögerter Bewilligung.“)

Geht die Bewilligungsfrist vor erfolgter neuer Bewilligung
zu Cnde, ohne daß einer der im vorstehendenvorgesehenenFälle
eingetreten und ohne daß von der Staatsregierung die Vorlage
des Budgets gegen die Bestimmung 8 3**) vom 5. Mai 1851

nergögert worden ist, so werden die bestehendenSteuern und Ab-

saben, insofern sie nicht ausdrücklichnur für einen vorübergehen-
den, bereits erreichtenZweck bestimmt sind, noch auf ein Jahr,
vorbehältlich der Bewilligung des Ausgabebudgets, in der bis-

herigen Weise forterhoben.
Diese Forterhebung darf jedochohne ständischeZustimmung

munur dann erfolgen, wenn außer den eben gedachtenVoraus-
setzungenauchnoch

a) der Landtag mindestenssiebenWochen vor Ablauf der Be-
willigungsfrist einberufen und ihm alsbald nach seiner
Eröffnung ein Gesetzüber provisorischeForterhebung der
Steuern vorgelegt, die GenehmigungdiesesGesetzesaber
bis vierzehnTage vor Ablauf der Bewilligungsfrist ent-
weder verweigert worden oder dochnicht erfolgt ist,

oder aber

b) die Verhältnisseeine rechtzeitigeEinberufung oder den Zu-
sammentritt der Kammern durchaus unmöglich machen,
welcheUnmöglichkeit vor den Kammern nachträglichzu
rechtfertigenist.

§ 104.)
Form der Ausschreiben.

Mit Ausnahme der in den §8 89, 96, 103 und 105 er-

wähnten Fälle soll in den Ausschreiben, welcheLandesabgaben
betreffen, die Bewilligung der Kammern besonders erwähnt
werden, ohne welcheweder die Einnehmer zur Einforderung be-

rechtigt,noch die Untertanen zur Entrichtung verbunden sind.

"*) Dieser Abschnitt enthält die Bestimmungen der (an Stelle des &#6des Gesetzes
vom 5. Mai 1851 getretenen) §& 1 und 2 des Gesetzes vom 27. November 1860, jedoch
ist im Texte oben die Verweisung auf das erstgedachteGesetz auch hier in der zu # 96
unter * bemerkten Weise abgeändert worden.

#) Abgeändert durch Gesetz vom 3. Dezember 1868, III, am Schlusse von & 71.
os*) Gesetz vom 5. Mai 1851 67 und ist wegen der Verweisung auf Paragraphen

dieses Gesetzes die vorstehende Bemerkung zu wiederholen.
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Verfahren, wenn schleunigefinanzielle Maßregeln erforderlich sind.

Ohne Zustimmung der Stände kann kein Anlehn gültig ge-
macht werden.

Wenn in außerordentlichen, dringenden und unvorher-
gesehenenFällen schleunige finanzielle Maßregeln erfordert
werden, zu welchen an sichdie Zustimmung der Stände notwendig
ist, so ist eine außerordentlicheStändeversammlung einzuberufen.

Sollten jedoch die Verhältnisse eine rechtzeitigeEinberufung
oder auch den Zusammentritt der Kammern durchaus unmöglich
machen, so darf der König, unter Verantwortlichkeit der ihn
hierbei beratenden Vorstände der Ministerialdepartements, das

zu Deckung des außerordentlichen Bedürfnisses unumgänglich
Nötige provisorischverfügen, auch erforderlichenfalls ausnahms-
weise ein Anlehn aufnehmen; es sind aber die getroffenen Maß-
regeln sobald als irgend möglich der Ständeversammlung, und

spätestensbei dem nächstenordentlichen Landtage, vorzulegen,
um deren verfassungsmäßigeGenehmigung zu bewirken, auch ist
selbigerüber die Verwendung der erforderlich gewesenenSummen

Nachweisungzu geben.
8 106.

Reservefonds.
Um die Regierung für unvorhergeseheneEreignisse mit den

erforderlichenaußerordentlichenHilfsmitteln zu versehen, ist ein
Reservefondszu bilden, welcherin das Budget ausgenommenund
jedesmal bewilligt wird.

§ 107.

Staatsschuldenkasse.

Zu Verzinsung und Tilgung der Staatsschuldenbestehteine

besondereStaatsschuldenkasse,welche unter die Verwaltung der
Stände gestellt ist.

Diese Verwaltung wird durch einen ständischenAusschuß,
mit Hilfe der von ihm ernannten und vom Könige bestätigten
Beamten, geführt. Er hat auch bei erfolgender Auflösung der

zweiten Kammer seine Geschäftebis zu Eröffnung der neuen

6) Gesetz vom 5. Mai 1851, + 8.
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Sländeversammlungund erfolgterWahleines neuen Ausschusses
sorlgusetzen.

Der Regierung steht vermöge des Oberaufsichtsrechtsfrei,
von dem Zustande der Kassezu jeder Zeit Einsicht zu nehmen

Die Jahresrechnungenüber dieselbewerden von der obersten
Mechnungsbehördegeprüft und bei jedemordentlichenLandtage
(1115) den Ständen zur Erinnerung und Justifikation vorgelegt.
Nach erfolgter Justifikation wird das Resultat der Rechnungen
im Namen der Stände durch den Druck bekannt gemacht.

8 108.

10. Verhältnis der Stände in Bezug auf das Staatsgut und auf
das Fideikommiß des Königlichen Hauses.

Die Stände sind verpflichtet und berechtigt, über die Er-
haltung des Staatsguts und des KöniglichenHausfideikommisse
in der 88 18 und 20 angegebenenMaße zu wachen.

«

8 109.

11. Petitionsrecht der Stände.

Die Stände haben das Recht, in Bezug auf alle zu ihrem
Wirkungskreisegehörige Gegenstände,dem Könige ihre gemein-
samenWünscheund Anträge in der geeignetenForm vorzulegen.

Hierzu gehörenauchAnträge auf Abstellung wahrgenommener
Gebrechenin der Landesverwaltung oderRechtspflege.

Ebenso ist jedes einzelneMitglied der Stände befugt, seine
auf dergleichenGegenständesichbeziehendenWünscheund Anträge
in seinerKammer vorzubringen. Diese entscheidet,ob und auf
welcheWeise selbigein nähere Erwägung gezogen werden sollen.
Nimmt siesich,infolge der geschehenenErörterung, der Sache an,
so hat sieden Beitritt der andern Kammer zu veranlassen, indem

selbige nur in Übereinstimmungbeider Kammern an den König
gebrachtwerden kann.

* 110.
1

12. Deren Recht der Beschwerde.

Beschwerdengegen die oberste Staatsbehörde und einzelne
Vorstände von Ministerialdepartements (§ 41) über die An-

wendung der Gesetzein der Landesverwaltung und Rechtspflege
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kann, insofern sich deshalb nicht beide Kammern zu vereinigen
vermögen,auch jede Kammer allein anbringen.

Zu Begründung solcherBeschwerdenist § 43 die Kontra-
signatur aller Verordnungen und andern Ausfertigungen in
Regierungsangelegenheiten,welcheder König eigenhändigunter-

zeichnet,angeordnet.
Unerlaubte Handlungen oder grobe Vernachlässigungender

den Ministerialdepartements untergeordnetenStaatsdiener können
nur dann GegenstandständischerBeschwerdewerden, wenn der

dadurch unmittelbar Verletzte bei dem betreffendenDepartement
vergebens Klage geführt, oder sonst die gesetzlichenVorschritte
getan hat.

8 111.

Recht der Stände, Beschwerdender Untertanen anzunehmen.
Die Stände können schriftlicheBeschwerdender Untertanen,

nicht aber Deputationen von Körperschaften annehmen. Findet
sich, daß eine solcheBeschwerdenochnicht auf dem verfassungs-
mäßigen Wege bis zu dem betreffenden Ministerialdepartement
gelangt und daselbstohneAbhilfe gebliebensei, so bleibt sie un-

berücksichtigt.Im entgegengesetztenFalle, und wenn den Ständen
die Beschwerdebegründet erscheint, bleibt ihrem Ermessenüber-

lassen, selbigeentweder an das betreffendeDepartement oder die

obersteStaatsbehörde abzugeben,oder zu ihrer eigenenSache zu
machenund, nach vorgängiger Diskussion in beiden Kammern,
dem Könige zur geeignetenBerücksichtigungzu empfehlen. Die

erfolgte AbstellungsolcherBeschwerden,oder das Ergebnis der

Erörterung wird ihnen eröffnet werden.

8112.
13. Königliche Sanktion der ständischenBeschlüssein Landes-

angelegenheiten.
Alle ständischeBeschlüsse,welcheauf eine Angelegenheitdes

Landes Bezug haben, bedürfen, um wirksamzu werden, der aus-

drücklichenSanktion des Königs.

§ 113.
14. Königliche Resolutionen auf die ständischenAnträge.

Auf jedenvon den Ständen an den König gebrachtenAntrag
wird ihnen eine Entschließung,und zwar im Ablehnungsfalle
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nuler Angabe der Gründe, womöglichnochwährend der Stände-
versammlung,erteilt werden. Dies gilt insbesondereauch, wenn

der Antrag auf Erlassung, Aufhebung oder Abänderung eines
Gesetzesgerichtetwar.

1

8 114.*)
15. StändischeDeputationen außer der Zeit des Landtags.

Die Ständeversammlungdarf, mit KöniglicherGenehmigung,
zu Vorbereitung bestimmtanzuzeigenderBeratungsgegenstände
und zu Ausführung von Beschlüssenin ständischenAngelegen-
heiten, welchedie KöniglicheSanktion erhaltenhaben, Deputa-
onen ernennen, welchezu diesemZweckein der Zwischenzeitvon

einem Landtage zum andern, ingleichenwährend der Vertagung
der Ständeversammlungzusammentretenund tätig seinkönnen.

III. Landtag und Geschäftsbetrieb bei selbigem.

§115.
1. Landtag. Zeit und Ort des Landtags; Einberufung zu selbigem.

Der König wird längstensalle zwei"#) Jahre einen ordent-

lichen Landtag einberufen,und außerordentliche,so oft es Gesetz-
gebungs=oder andere dringendeAngelegenheitenerfordern.

Eine außerordentlicheZusammenkunftder Stände ist jedes-
mal nötig, wenn ein Regierungswechseleintritt; die Einberufung
ersolgtdann binnen der nächstenvier Monate.

Der Ort des Königreichs, wo der Landtag gehalten werden
soll,hängt von der jedesmaligenBestimmungdes Königs ab.

Zu jedemLandtage werden die Stände mittels einer von der
obersten Staatsbehörde ausgehendenBekanntmachung in der

Gesetzsammlungund durch an jedenzu erlassendeMissivenein-

berufen.
r116.““"

Schluß und Vertagung des Landtags; Auflösung der zweitenKammer.

Der König ordnet den förmlichenSchluß der Ständeversamm-
lung an, kann auchsolchevertagen und die zweite Kammer auf-
lösen,wodurch zugleichdie erstefür vertagt erklärt wird.

6%Gesetz vom 12. Oktober 1874, III.
(öen)Gesetzvom 3. Dezember 1868,III, am Schlussevon & 71.

*½%)Gesetz vom 12. Hloober1874,iv.
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Die Vertagung darf ohneausdrücklicheständischeZustimmung
nicht über sechsMonate dauern.

Im Falle der Auflösung der zweiten Kammer soll die Wahl
neuer Abgeordneten zu selbigerund die Einberufung der Stände

ebenfalls innerhalb der nächstensechsMonate erfolgen.

§ 117.

Eröffnung und Entlassung der Ständeversammlung.

Der König eröffnet und entläßt die Ständeversammlung ent-
weder in eigenerPerson, oder durch einen dazu bevollmächtigten
Kommissar.

8118.
Verbot eigenmächtigerVersammlungen.

Eigenmächtig dürfen die Kammern weder sich versammeln,
nochnachdem Schlusseoder der Vertagung des Landtags, oder

Auflösung der zweitenKammer versammelt bleiben und berat-

schlagen.
8 1109.

Landtagsabschied.

Die definitiven Resultate des Landtags werden in eine förm—
liche Urkunde, den Landtagsabschied,zusammengefaßt,welchedie

Königliche Erklärung über die Verhandlungen mit den Ständen

enthält, von dem Könige eigenhändigvollzogen, den Ständen bei
ihrer Entlassung urschriftlich ausgehändigt und in die Gesetz-
sammlung aufgenommen wird.

8 120.9
Tage- und Reisegelder der Kammermitglieder.

Die Stände, mit Ausnahme der in § 63 unter 1 bis 7, 9,
11 und 12 aufgeführten Mitglieder der erstenKammer, erhalten
als Entschädigung für den erforderlichenaußerordentlichenAuf-
wand Tage= und Reisegeldernachden Bestimmungender Land-

tagsordnung.

) Gesetzvom 30. Juni 1902, I.
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121.
2. Geschäftsbetrieb-bei dem Landtage.

Separate Verhandlung und Kuriatstimme jeder Kammer.

Jede Kammer verhandelt getrennt von der andern und hat
be! den an den König zu bringenden Erklärungen eine Kuriat-
##me.

8 122.

Königliche Mitteilungen an die Kammern.

Von den KöniglichenMitteilungen an die Kammern ergehen
dlesenigen, welche auf Abgaben-und Bewilligungsgegenstände
Vizug haben, zuerstan die zweite Kammer. Bei andern Gegen-
ständen hängt es von dem Ermessen des Königs ab, an welche
der beiden Kammern solchezuerstgelangensollen.

§ 123.-)
(Aufgehoben.)

9pi124.
(Aufgehoben.)

l 125.7
(Aufgehoben.)

9 126.

(Aufgehoben.)

9 127.

Beratungen der Kammern.

Beratungen der Kammern können nur bei der Anwesenheit
von mindestens der Hälfte der durch die Verfassungbestimmten
Bahl der Mitglieder stattfinden.

§ 128.7)
Abstimmung und Beschlußfassungderselben.

Beschlüssekönnen von den Kammern nur, wenn mindestens
die Hälfte der verfassungsmäßigenZahl der Mutglieder in der

Sitzung anwesendist, gefaßt werden.

Sesetvom 12. Oktober 1874, II.

*S)Gesetz vom 3. Dezember r— III.
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Bei der Abstimmung hat jedesMitglied, auchder Präsident
eine Stimme.

1

Die Beschlüssewerden, außer §§ 92, 103 und 152 bestimmten
Fällen, nach absoluter Stimmenmehrheitgefaßt.

Wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, so ist die Sache in
einer folgendenSitzung wieder zum Vortrage zu bringen. Würde
auch in dieser Sitzung eine Stimmenmehrheit nicht erlangt, so
gibt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag.

Ist der Gegenstandder Beratung ein solcher, wo bloß ein

Gutachtender Stände zu eröffnen ist, so kann letzteremauf Ver-
langen jedeabweichendeMeinung beigefügtwerden.

9#1129.
(Aufgehoben.)

8 130.

Kommunikationenzwischenden beiden Kammern.

Die von einer Kammer an die andere gebrachtenAnträge,
Gesetzentwürfeund Erklärungen können ersterermit Verbesserungs-
vorschlägen,welchedurch eine Deputation erörtert werden müssen,
zurückgegebenwerden.

8 131.

Berhandlung zwischenbeiden Kammern bei geteilterAnsicht.Verfahren,
wenn ein Einverständnis nicht erlangt wird.

Können sich beide Kammern, infolge der ersten Beratung,
über den betreffenden Gegenstandnicht sogleichvereinigen, so
haben sie aus ihrem beiderseitigenMittel eine gemeinschaftliche
Deputation zu ernennen, welcheunter den beiden Vorständen der
Kammern über die Vereinigung der geteilten Meinungen zu be-

ratschlagenhat, und deren Mitglieder hierauf das Resultat ihrer
Verhandlung den Kammern zu anderweiter Beratung vorzutragen
haben. Dafern sichdieselbenauchdann nicht vereinigen, so treten
bei Gesetzgebungs=und Bewilligungsgegenständendie § 128 ent-

haltenen Vorschriften ein. Bei bloßen Beratungsgegenständen
aber wird alsdann von jeder Kammer eine durch ihren Vorstand,
im Namen derselben, unterzeichnetebesondereSchrift bei der

oberstenStaatsbehörde eingereicht.

"*) Gesetz vom 3. Dezember 1868, III.
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§ 132.7)
GemeinschaftlicheständischeSchriften.

Die Anträge und Beschlüsse,über welchebeide Kammern sich
verelnigt haben, werden in eine gemeinschaftlicheständischeSchrift
Aufammengefaßt,welche,von den Vorständenbeider Kammern im

Mamen der Ständeversammlungunterzeichnet, bei der obersten
G# laalsbehörde eingereichtwird.

VesondereständischeSchriften einzelnerKammern sindaußer
den in 98 110 und 131 am Ende gedachtenFällen nur dann zu-
lassig, wenn eine Kammer eineAdressean den König zu richten
wiluscht.

9 133.

Verhältnis der Stände zu der obersten Staatsbehörde.
Nur die obersteStaatsbehördeist zur Kommunikation zwischen

der Regierung und den Ständen bestimmt; auch die einzelnen
Hammern stehennur mit dieserStaatsbehörde in unmittelbarer
Geschäftsbeziehung.

8 134. **)
(Aufgehoben.)

§ 135.

Offentlichkeitder Verhandlungen.
Die Sitzungen beider Kammern sind öffentlich. Sie werden

geheim auf den Antrag der Königlichen Kommissarien bei Er-
Ossuungen,für welche sie die Geheimhaltungnötig achten, und

auf das Begehrenvon drei Mitgliedern, denen, nachdem Abtritt
der Zuhörer, wenigstensein Vierteil der Mitglieder der Kammer
Üllber die Notwendigkeitder geheimenBeratung beitreten muß.

g 136. *)
(Aufgehoben.)

§ 137.

Bezugnahme auf die Landtagsordnung.
Die nähern Bestimmungen über den Landtag und den Ge-

schäftsbetriebbei selbigementhält die Landtagsordnung.

64Sesevom 12. Oktober 1874, V.
# ) Gesetz vom 12. Oktober 1874,II.



Achter Abschnitt.

Gewaͤhr der BVerfassung.

8 138.

1. Zusage des Königs und Regierungsverwesers
bei dem Regierungsantritte.

Der Thronfolger hat bei dem Antritte der Regierung, in

Gegenwart des Gesamtministerii und der beiden Präsidenten der

letztenStändeversammlung, bei seinemFürstlichen Worte zu ver-

sprechen,daß er die Verfassung des Landes, wie siezwischendem

Könige und den Ständen verabschiedetworden ist, in allen ihren
Bestimmungen während seiner Regierung beobachten, aufrecht
erhalten und beschützenwolle.

Ein Gleiches ist auch von dem Regierungsverweser(§ 9) zu
bewirken.

Die hierüber zu erteilende Urkunde, wovon ein Abdruck in
die Gesetzsammlungaufgenommenwird, ist den beiden Präsidenten
der Kammern auszuhändigen, welche sie der nächsten Stände-
versammlung zu übergebenund inmittels im ständischenArchive
beizulegenhaben.

§ 139.

2. Eid auf die Verfassung.
Der Untertanen-Eid und der Eid der Civil-Staatsdiener und

der Geistlichenaller christlichenKonfessionenist, nächstdem Ver-
sprechender Treue und des Gehorsamsgegen den König und die

Gesetzedes Landes, auch auf die Beobachtung der Landesver-

fassungzu richten.
8 140.

3. Beschwerdender Stände gegen Ministerien und andere Staats-
behörden, wegen Verletzung der Verfassung.

Die Stände haben das Recht, Beschwerdenüber die durch die

Königlichen Ministerien oder andere Staatsbehörden geschehene
Verletzung der Verfassung in einem gemeinschaftlichenAntrage an

den König zu bringen.
Dieser wird den Beschwerdensofort abhelfen, oder, wenn ein

Zweifel dabei obwaltet, selbige,nachder Natur des Gegenstandes,
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umt! ble obersteStaatsbehörde oder die obersteJustizstelleer-

uenn lassen.
vund die Erörterung der oberstenStaatsbehörde übertragen,

so UDaldiese ihr Gutachten dem Könige zur Entscheidungvor-

zulegen; wird selbige aber an die obersteJustizstelleverwiesen,
In hal leptere zugleichdie Sache zu entscheiden.Der Erfolg wird
n beiden Fällen den Ständen eröffnet.

8 141.
4 DlessallsigeAnklage der Stände gegen die Vorstände der Ministerien.

Die Stände habeninsbesondereauchdas Recht, die Vorstände
der Ministerien, welche sich einer Verletzung der Verfassung
shuldig machen,förmlich anzuklagen.

Finden sie sich durch ihre Pflichten aufgefordert, eine solche
Unklage zu erheben, so sind die Anklagepunkte bestimmt zu be-

zelhnen, und in jeder Kammer durch eine besondereDeputation
zu prüfen.

Vereinigen sichhierauf beide Kammern in ihren Beschlüssen
lber die Anklage, so bringen siedieselbe, mit ihren Belegen, an

den nachstehend§ 142 bezeichnetenStaatsgerichtshof.

8142.
Staatsgerichtshof. DessenKompetenz.

Zum gerichtlichenSchutzeder Verfassung wird ein Staats-

gerichtshofbegründet. Diese Behörde erkennt über Handlungen
der Vorstände der Ministerien, welcheauf den Umsturz der Ver-
sassunggerichtet sind, oder die VerletzungeinzelnerPunkte der

Verfassung betreffen.
Überdies kann auch noch in den §§ 83 und 153 bemerkten

Fällen an selbigeder Rekurs genommen werden.

8 143.

DessenOrganisation.
Der Staatsgerichtshof bestehtaus einem Präsidenten,welcher

von dem Könige aus den erstenVorständen der höhern Gerichte
ernannt wird, und aus zwölf Richtern, wovon der König sechs
aus den Mitgliedern jener Gerichte,und jedeKammer drei, nebst
zweiStellvertretern, außerhalb der Mitte der Ständeversamm-

4
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lung wählt. Unter den von den Ständen gewählten Mitgliedern
müssenmindestenszwei Rechtsgelehrtesein, welcheauch, mit Vor-
behalt der Einwilligung des Königs, aus den Staatsdienern
gewählt werden können.

Die Stelle des Präsidenten vertritt im Verhinderungssalle
der ersteder vom Könige bestelltenRichter.

Die Ernennung der Mitglieder erfolgt für die Periode von
einem ordentlichen Landtagezum andern,und zwar jederzeitam
Schlusse desselben. Im Falle einer Vertagung des Landtags
oder der Auflösung der zweiten Kammer bleibt der am Schlusse
des vorigen ordentlichen Landtags bestellteGerichtshof bis wieder

zum Schlusseder nächstenStändeversammlung fortbestehen.

8 144.

Der Präsident und sämtlicheRichter werden für diesenihren
Beruf besonders verpflichtet, und in Bezug auf selbigenihres
Untertanen= und sonstigenDiensteides entbunden.

Weder der König noch die Stände können die Ernennung der
Mitglieder während der Zeit, auf welchesie ernannt sind, zurück-
nehmen.

Nimmt jedoch ein von den Ständen gewählter Richter ein
Staatsamt an, so hört er dadurch auf, Mitglied des Staats-

gerichtshofs zu sein, kann aber von der betreffenden Kammer

sofort wieder gewählt werden.

8 145.

Versammlung des Staatsgerichtshofs.
Das Gericht versammelt sich auf Einberufung durch den

Präsidenten, welche von diesemsogleichgeschehenmuß, wenn er

dazu einen von dem Vorstande des Justizministerii kontrasignierten
Befehl des Königs, oder eine von den Präsidenten beider Kam—
mern unterzeichneteAufforderung, mit Angabe des Gegenstandes,
erhält. Die Funktion des Gerichts hört auf, wenn der Prozeß
geendigt ist.

Der Präsident hat für die Vollziehung der Beschlüssezu
sorgen und im Falle eines Anstands das Gericht wieder zu ver—

sammeln.
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– 146.

Verfahren desselben.
Der Präsident bestellt, zu Leitung der vom Staatsgerichtshofe

zu führendenUntersuchung, ein vom Könige ernanntes und ein
krihlskundiges von den Ständen gewähltes Mitglied.

Zu jeder hauptsächlichenEntscheidungwerden von sämtlichen
Mitgliedern,mit Einschlussedes Präsidenten, nach Stimmen-
mehrheit zweiReferentengewählt. Ist der ersteReferentein vom

Könige ernanntes Mitglied, so muß der Korreferent ein von den
E länden gewähltessein, und umgekehrt. Im Falle der Stimmen-
gleichheit8 dieserWahl entscheidetdie Stimme des Präsidenten.

8147.
Bei jedemBeschlussemuß eine gleicheAnzahl vom Könige be-

stellterund von den Ständen gewählter Mitglieder anwesendsein.
Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten,

welchenicht sogleichdurchanderweite Ernennung, oder durchEin-
tritt eines Stellvertreters gehobenwerden kann, so tritt das letzte
Mitglied von der überzählendenSeite aus; dochdarf die Zahl
der Richter nie unter zehnsein.

Dem Präsidenten steht,außer den §8 146 und 153 bemerkten
Källen, keine Stimme zu.

Im Falle der Stimmengleichheit entscheidetdie für den An-

geklagtengünstigereMeinung.
Die Akten des Staatsgerichtshofs werden durch den Druck

bekannt gemacht.
8 148.

Strafbefugnis des Staatsgerichtshofs.
Das Strafbefugnis des Staatsgerichtshofserstreckt sich nur

auf ausdrücklicheMißbilligung des Verfahrens oder Entfernung
vom Amte.

Wenn selbigerdie in seinerKompetenzliegendeStrafe erkannt
hat, ohne eine weitere ausdrücklichauszuschließen,soebleibtnicht
nur dem ordentlichenRichter vorbehalten, gegen den Verurteilten
ein weiteres Verfahren von Amts wegen eintreten zu lassen,sondern
der Staatsgerichtshof hat auch diesemRichter von dem Ausgange
der verhandeltenAnklage Nachricht zu geben.

L
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8 1409.

Rechtsmittel gegen dessenErkenntnis.

Gegen den Ausspruch des Staatsgerichtshofs findet kein

Appellation, wohl aber die Berufung auf ein anderweites E
kenntnis statt. In diesemFalle sind zwei andere Mitglieder a

Referent und Korreferent dergestalt zu wählen, daß, wenn b
dem ersten Erkenntnisse der Referent ein vom Könige bestelltet
Mitglied war, der nunmehrige Referent ein von den Stände
gewähltes sein muß, und umgekehrt. Auch ist zu einem solchet
anderweiten Versprucheder Gerichtshof noch um zwei Mitgliede
zu vermehren und daher königlicherseitsnoch ein Mitglied eine
höhern Gerichts außerordentlichzuzuordnen, ständischerseitsabe
einer der nach § 143 vorher bestimmten Stellvertreter einzu
berufen.

l 150.

Verfahrendes Königs in Fällen der Anklage.
Der König wird nicht nur die Untersuchungniemals hemmen

sondern auch das ihm zustehendeBegnadigungsrechtnie dahir
ausdehnen, daß ein von dem Staatsgerichtshofein die Ent
fernung vom Amte verurteilter Staatsdiener in seiner bisheriger
Stelle gelassen,oder in einem andern Justiz= oder Staatsver

waltungsamte angestellt werde, dafern nicht in Rücksichtde

Wiederanstellung das Erkenntnis einen ausdrücklichenVorbehal#
zu Gunsten des Verurteilten enthält.

8 151.

Resignation des Angeklagten.
Die Resignation des Angeklagtenhat auf das gegen ihn ein—

geleiteteVerfahren und den Urteilsspruch keinen Einfluß.

152.

5. Anträge auf Abänderung oder Erläuterung der Verfassungs-
urkunde, oder auf Zusätze zu selbiger.

Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen in den Be-
stimmungen der Verfassungsurkunde, oder auf Zusätzezu der-

selben, können sowohl von dem Könige an die Stände, als von

den Ständen an den König gebrachtwerden.



An einem gültigen Beschlussein dieserAngelegenheitwird
die bereinstimmungbeider Kammern, und in jeder Kammer die

Muwesenheit von drei Vierteilen der verfassungsmäßigenZahl
uder Mitglieder, sowie eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteilen
der Anwesendenerfordert; auchkann von den Ständen ein solcher
Mutrag nicht eheran den König gebrachtwerden, als bis in zwei
urdentlichen,unmittelbar aufeinander folgendenStändeversamm-
lungen deshalb übereinstimmendeBeschlüssegefaßt worden sind.
Viedem ersten nach Publikation der Verfassungsurkundezu
baltenden Landtage kann aber eine Abänderung oder Erläuterung
der Verfassung,oder ein Zusatzzu selbigerin der Ständeversamm-
lung weder beantragt, nochbeschlossenwerden.

153.
6. Erledigung zweifelhafter Punkte in der Verfassungsurkunde.
Wenn über die Auslegung einzelnerPunkte der Verfassungs-

urkunde Zweifel entsteht, und derselbe nicht durch Ubereinkunft
wischender Regierung und den Ständen beseitigtwerden kann,

sollen die für und wider streitendenGründe sowohl von seiten
er Regierung, als der Stände, dem Staatsgerichtshofezur Ent-

scheidungvorgelegt werden.

Zu diesemBehufe ist von jedemTeile eine Deduktion dem

Gerichtshofezu übergeben, solchegegenseitigmitzuteilen und in
einer zweiten Schrift zu beantworten, so daß jedemTeile zwei
Schriften freistehen. Bei der Entscheidung gibt im Falle der

Stimmengleichheitdie Stimme des Präsidenten den Ausschlag.
Der hierauf erteilte Ausspruch soll als authentischeInter-

pretationangesehenund befolgt werden.

9L154.

7. Aufhebung der mit der Verfassungsurkundein Widerspruchstehenden
Gesetze,Verordnungen und Observanzen.

Alle Gesetze,Verordnungen und Observanzen,welchemit einer

ausdrücklichenBestimmung der gegenwärtigen Verfassungsurkunde
im Widerspruchestehen,sind insoweit ungültig.

Indem Wir die vorstehendenBestimmungenfür das Staats-

grundgesetzUnseres Königreichs hiermit erklären, erteilen Wir
zugleich,bei UnsermFürstlichenWorte, die Versicherung,daß
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Wir nicht nur die darin enthaltenen Zusagenselbstgenau erfüllen
sondern auch diese Verfassung gegen alle Eingriffe und Ver-
letzungenkräftigst schützenwollen.

Zu dessenUrkund haben Wir gegenwärtiges Staatsgrund-
gesetzeigenhändig unterschricben und mit Unserm Königlichen
Siegel versehenlassen.

So geschehenund gegeben zu Dresden (am Vierten Sep-
tember, im Jahre nachChristi, Unsers Erlösers und Seligmachers
Geburt, Ein TausendAcht Hundert und Ein und Dreißig).

Anton.

Friedrich August, H. z. S.

½ Gottlob Adolf Ernst Nostitzund Jänckendorf.
—.

D. Johann Daniel Merbach.
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Verzeichnis
(AmtlicherKöniglicherSchlösserund Gebäude in Dresden, Pillnitz,
Moritzburg, Sedlitz und Hubertusburg, die für Se. Majestät, die

KöniglicheFamilie undden Hof-Etat gebrauchtwerden.

1. Das Residenzschloß. —

2. Das Ehrhardsche Haus. —
3. Das Kühnsche Haus.
4. Das Gerrische Haus.
5. Die Hofapotheke nebst dem
Backhause. — 6. Das Königl.
Palais. — 7. Die zum Königl.
Palais gezogenen Häuser auf
der kleinen Brüdergasse.
8. Die Königl. Waschhäuser
und Trockenplätze. — 9.

Brühlsche Palais nebst Garten
und Eisgrube. — 10. Der
Gondelschuppenan der Elbe. —

11. Die Herzogl. Gartenge-
bäude nebst Vermachung. —

12. Die Patientenburg. —

13. Das ehemalige Rossische

Haus-
— 14. Die Schloßkalk-

ütte im Orangengarten. —

15. Die Hofbaufchrelber.iund
Vorratsgebäude. — 16. Der
Vorratsschuppen hinter dem
katholischen Schulgebäude. —

17. Die Hofmaurerpolierer=
Wohnung. — 18. Die Hof-

#immerdolierer-Wohnung. —

9. Das Interims-Spritzen-
haus nebst der Feuergeräts-

Das

Gehülfen-Wohnung. — 20. Der
Vorratsschuppen in der Ostra-
allee. — 21. Der Hofzimmer--
hof. — 22. Das Rüstkammer-

gebäude. — 23. Das Gebäude
des Orangengartens, oder die
sogenanntenhooerne— 24. Das JapanischePalais
nebst Garten. — 25. Das große
Opernhaus nebst Seitengebäu-
den. — 26. Die Königl. The-
atergebäude. — 27. Das thea-
tralische Malergebäude auf der
Ostraallee. — 28. Das Löwen-

aus nebst dem Stalle. —

9. Das Reißigen-Stallge-bäude. 80. Das Kloster-
ebäude. — 31. Die neuen

tälle in der Ostraallee. —

32. Die Pferdeställe und Wagen-
schuppenim Kloster, Italienischen
Dörschen, in Neustadt und an

der Brühlschen Terrasse. —

33. Die Stallamtswiesen.
34. Die Langebrücker Wiese. —

35. Die gesamten Schloß-
gebäude nebst Gärten in Mo-
ritzburg. — 36. Die gesamten
Schloßgebäude nebst Garten-
Anlagen und sonstigemZubehhr
in Pillnitz. — 37. Das Schloß.gebäudeund Lustgarten in Ged-
itz. — 38. Das Palais m

Großen Garten. 3. DTas
Schloß zu Hubertusburg no#st
Zubehör.



Landtagsabschied.

Wan, Anton, von GOTTES Gnaden König von Sachsen
2c. 2c. 2c.

und

Friedrich August, Herzog zu Sachsen2c.

urkunden und fügen hiermit zu wissen:
NachdemWir Uns bewogengefunden,Unseregetreuen Stände

an Prälaten, Grafen und Herren, denen von der Ritterschaft und
Städten, auf den 1. März diesesJahres, zur Fortsetzungder im

vorigen Jahre gehaltenen und unterm 8. Juli vorigen Jahres
vertagten Landesversammlung anhero zu berufen und ihnen,
mittels Dekrets vom erstgedachtenDato, den Entwurf zu einer

Verfassungsurkundefür das Königreich Sachsen zur Beratung
und Erklärung vorzulegen, so ist es, durch die hierüber zwischen
Uns und getreuer LandschaftstattgefundenenVerhandlungen, in-

sonderheit durch die von letzterer unterm 19. Juli, 26. und
27. August gegebenenErklärungen und Unsere unterm 10. und
29. August darauf erteilten Dekrete, dahin gediehen,daß gedachte
Verfassungsurkundevon Uns und der getreuen Landschaft, unter

wechselseitigemEinverständnisse,nachderen nunmehrigemInhalte
angenommen worden ist.

Wir haben, um Unsern im Dekrete vom 1. März dieses
Jahres kund getanen Endzweckzu erreichen, im Laufe dieser jetzt
beendigtenVerhandlungen es nicht an der Geneigtheit ermangeln
lassen,den WünschenUnserer getreuenStände in Hinsichtmehrerer
zum Teil wichtiger Bestimmungen des ihnen vorgelegten Ent-
wurfs, nachzugeben,und Uns in Betreff mehrerer, Uns und Unserm
Hause zukommendenGerechtsamenzu noch ausgedehnterenZu-
geständnissenbereit erwiesen. Wenn Unsere getreue Landschaft
hierin den tatsächlichenBeweis erkannt haben wird, daß Wir,
frei von mißtrauischenBesorgnissengegen die Uns Selbst auf-
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gelegtenBeschränkungeneiner konstitutionellen Verfassung, den

aufrichtigenWunschhegen,Unser eigenes,UnsererNachfolgerund

Unsers gesamtenHauses Interesse und Wohlfahrt auch für die
Zukunft mit dem Wohle, dem Vertrauen und der Liebe Unsers
Volks durch die engstenBande verknüpft zu sehen,so haben auch
die getreuen Stände ihrerseits die Schwierigkeitenglücklichzu
besiegengewußt, welchedie Behandlung einesin seinemGegen-
standeund seinenFolgen so hochwichtigenWerks in der natür-

lichenVerschiedenheitder Meinungen, und in der mit vielseitiger
Umsichtzu lösendenAufgabe finden mußte, die mannigfachenIn-
leressenseitheriger,in anerkannter Wirksamkeit bestandenerRechts-
verhältnissein dem gemeinschaftlichenStrebepunktedes allgemein
gehegtenWunschesnach Begründung einer zeitgemäßen,auchdie

Zukunft sicherndenVerfassungzu vereinigen.
Wir vollenden das Geschäft des bisherigen Landtags durch

die jetzt bevorstehendeAushändigung der von Uns eigenhändig
vollzogenenund mit dem KöniglichenSiegel versehenenOriginal-
Verfassungsurkunde,deren verwahrliche Beilegung im ständischen
Archive Wir der getreuen Landschaftüberlassen.

In Gemäßheit dessen,was in dieserUrkunde § 22 insonder-
heit wegen der dem jedesmaligenRegentengebührendenCivilliste
verfassungsmäßigfestgesetztund zugleichvon den getreuen Stän-
den, mit Beziehung hierauf, unterm 19. Juli dieses Jahres
erklärt worden ist, nehmen Wir hierdurch die Uns für Unsere
beiderseitigeRegierungszeitzugesicherteCivilliste von jährlich

Fünfmalhundert Tausend Talern — —

nebstdem transitorischenZusatzevon

Fünfzig Tausend Talern auf das Jahr 1832,
Vierzig Tausend Talern 1833,
Dreißig Tausend Talen 1834,
Zwanzig TausendTalernn. 1835,
Zehn Tausend Talen 13836,

sowiedie Uns, dem Prinzen Mitregenten, auf die Dauer Unserer
Mitregentschaftausgesetzten

Zwanzig TausendTaler — —

jährlich, vom 1. Januar 1832 an laufend, als verabschiedet
nochmalsan, und versicherndagegendie Erfüllung der über die

Vereinigung aller derjenigenGegenstände,wofür dieseCivilliste
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als Aquivalentzu betrachtenist, mit dem Staatsgute, in der Ver-

fassung§ 22 enthaltenen Bestimmungen.
Den getreuen Ständen Unsers Markgraftums Oberlausitz

von Land und Städten wiederholen Wir hierdurch die bereits in
dem Dekrete vom 10. August enthaltene Zusicherung, daß über
die Ausführung der im Zusammenhange mit der neuen Ver-
fassung unentbehrlichnötigen sowohl, als der in Bezug auf die-

selbewünschenswertenVeränderungen in der auf dem Traditions-

rezessevom 30. Mai 1635 und sonst beruhenden Partikular=
Verfassung und Verwaltung der Oberlausitz,besondereVerhand-
lungen mit ihnen stattfindenwerden, und erklären hierbeizugleich,
daß dieseBestimmung und Zusicherung für alle Teile ebensover-

bindlich sein solle, als ob sie in die Verfassungsurkundeselbstauf-
genommen worden wäre.

Wir werden hiernächstdie Verfassungsurkunde, deren Wirk-

samkeit mit ihrer Aushändigung an die getreuen Stände eintritt,
ohneAnstand, mittels besondernMandats, als Gesetzpublizieren,
und gleichergestaltdas mit den Bestimmungenderselbenüber die

Bildung der landständischenKammern in Verbindung stehende
Wahlgesetzin der Maße, wie selbiges seinem Inhalte nach die

Zustimmung der getreuen Landschaftgefundenhat, ins Land er-

gehenlassen.
Was die durch die Verfassungsurkundebedingten organischen

Einrichtungen, insbesondere die Bildung der Ministerial-De-
partements und des Gesamtministerii, sowie die hiervon als

Folge abhängige Umformung der seitherigen obern Landes-

behörden betrifft, so wird hierzu unverzüglich verschritten und

hierbei, mit gleicher Rücksichtauf den ungestörtenFortgang der
laufenden Geschäfteund die Ausführung der Grundsätzeder Ver-

fassung,die Reorganisation der Behörden nachund nach ins Werk

gesetztwerden, bis dahin aber, wo die vorgedachteMinisterial-
Einrichtung zur Ausführung gelangt, wird die in der neuen Ver-

fassungbegründete ministerielle Verantwortlichkeit den, nach dem
inmitiels fortbestehendenGeschäftsgange, UnsereBefehle kontra-

signierenden Kabinettsministern zufallen. Wir werden auch,
sobald die dazu nötigen Vorarbeiten gesammeltseinwerden, die

Einberufung der neuen Stände veranstalten.
Bis mit den letztern, nach den Vorschriften der Verfassungs-

urkunde, über die künftige Aufbringung der Staatsbedürfnisse



Vereinigung getroffensein wird, bleiben die beim vorigen Land-
tage von der getreuen Landschaftunterm 19. und 22. Juni 1830

erfolgte, durch Dekret vom 8. Juli desselbenJahres akzeptierte,
und bis zum 31. Dezember 1833 reichendeLandesbewilligung,
das danachunterm 27. SeptembererstgedachtenJahres erlassene
Steuerausschreibenund die darauf gegründeteZahlungsordnung
der Steuerkassenbei Kräften, letzterejedochmit Ausnahmeder-
jenigenZahlungen und Ab- undZurechnungenzwischenden seit-
her fiskalischenund den Steuerkassen,welchedurch den mit dem
1. Januar 1832 anhebendenAbtrag der Civilliste, sowie durch
die nach § 19 der Verfassungsurkundeeintretende Vereinigung
beider seithergetrennten Fonds zu Einer allgemeinenStaatskasse.
in Wegfall kommen werden.

Da auch die Garantie und der Kredit der landschaftlichen
Schulden mit auf dem ununterbrochenenFortbestehenständischer
Mitwirkung bei der Verwaltung der Steuerkreditkasseberuht,
so haben Wir den getreuen alterbländischenStänden im Dekrete
vom 15. August diesesJahres bereits UnsereIntention zu er-

kennen gegeben,daß die bisherzu gedachterKasseverordnete land-

schaftlicheDeputation so lange in ihrer verfassungsmäßigenWirk-

samkeitverbleiben möge, bis sie ihren Auftrag in die Hände des
nach § 107 der Verfassungsurkundevon den einzuberufenden
neuen Ständen zur Verwaltung der Staatsschuldenkassezu er-

wählenden Ausschusseswird niederlegen können, und Wir be-

stätigen daher, zugleichin Genehmigungder von denalterbländi-
schengetreuenStänden unterm 31. August eingereichtenErklärung,
Unsererseitsdie Anerkennungihres bis dahin nochdauernden Aus-
trags, sowie das Fortbestehender zur Leitung der auf die Rück-

zahlungder vierprozentigen ständischenAnleihe Bezug habenden
Ungelegenheitenernannten ständischenDeputation.

Wenn endlich von den getreuen Ständen der Antrag,gostellt
worden ist, die auf bisherigem verfassungsmäßigen Wegemit
ihnen beratenen Gesetzeohne weitere Mitwirkung einer kunftigen
Ständeversammlung ins Land ergehenzu lassen, so sund#n, In

Betracht des Uns diesfalls zustehenden,in der bishertr Vürr-n
fassungunbezweifeltbegründetenRechts, geneigl, diesem Mulluu',
soweit es als nützlicherscheint,zu willfahren, und behassen Uns,
diesesin den bisherigenFormen zu tun, hiermit auslbrn#/IW u#

Unter diesenGesetzenzeichnetsichvorzuglich dassonlus, w1#/10°6
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über Ablösung der Frondienste und Servituten, sowie über die

Gemeinheitsteilungen erlassenwerden soll, als ein für die all—

gemeineLandeswohlfahrt höchstwichtigesaus, welcheszugleich,
nachvielfachen,aus allen Gegendendes Landes an Uns gelangten
Bitten, der Gegenstandallgemeiner Wünschegeworden ist. Da
nun bei Abfassungder hierauf sichbeziehendenEntwürfe, die auf
gleicheSchonung Anspruch habendenInteressen der Berechtigten
und Verpflichteten, nach Grundsätzendes Rechts und der Billig-
keit beiderseits in Obacht genommen worden sind, dieseUnsere
Intention auch von den getreuen Ständen in der eingereichten
Schrift mit Uns übereinstimmendim allgemeinenanerkannt worden

ist, so sind Wir entschlossen,namentlich auchdiesesGesetz,sobald
als die noch erforderlicheRevision des den getreuenStänden vor-

gelegenenEntwurfs desselbenes tunlich machen wird, ergehen
zu lassen.

Wir entlassen hierauf sämtlichanwesendegetreue Stände an

Prälaten, Grafen und Herren, auch Ritterschaft und Städten,
unter dem wiederholten Ausdrucke gnädigsterZufriedenheit mit
den von ihnen auch bei dieser letztenBeratung an den Tag ge-
legten, dem Besten des Landes zugewendetenBemühungen, und
mit der VersicherungKöniglicher und FürstlicherHuld, Liebe und
Gnade, womit Wir ihnen samt und sonders jederzeitwohl bei-

getan verbleiben.

Dessen allen zu Urkund haben Wir diesenLandtagsabschied
eigenhändigunterschriebenund Unser Königliches Insiegel vor-

drucken lassen.
Gegebenzu Dresden, den 4. September 1831.

Anton.

Friedrich August, H. z. S.

G Gottlob Adolf Ernst Nostitzund Jänckendorf.

D. Johann Daniel Merbach.
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Anhang.

Wahlgesetz
für die zweite Kammer der Ständeversammlung;

vom 5. Mai 1909.

W.I##, Friedrich August, von GOTTES Gnaden König
von Sachsenusw. usw. usw.

haben wegen der Wahlen für die zweite Kammer der Stände-

versammlung mit Zustimmung Unserergetreuen Stände beschlossen
und verordnet, was folgt:

Artikel I.

§ 1.

Der § 68 der Verfassungsurkundeerhält folgende Fassung:
Die zweite Kammer der Ständeversammlung wird aus

91 Abgeordneten gebildet, von denen 43 Abgeordnete in

städtischenund 48 Abgeordnete in ländlichen Wahlkreisen
gewählt werden.

Künftige Eingemeindungen oder Anderungender Ge-
meindeverfassungeinzelnerOrte sind auf deren Zugehörig-
keit zu den Wahlkreisen ohne Einfluß.

82.
Der § 71 der Verfassungsurkundeerhält folgende Fassung:

Die Abgeordneten der zweiten Kammer der Stände-

versammlung werden auf 6 Jahre gewählt. Nach Ablauf
der 6 Jahre wird die Kammer neu gewählt.

Scheidet ein Abgeordneter vor dem Ablaufe der sechs-
jährigen Wahlperiode aus der Kammer aus, so gilt die

Ersatzwahl nur für den Rest der Wahlperiode.



62

Die Abgeordneten hören auf, Mitglieder der Kammer

zu sein, wenn:

a) sie die Wählbarkeit verlieren,
b) sie im Staatsdienste angestelltoder in ein höheresAmt

befördert werden oder in ein besoldetesHofamt treten,
Tc)der König die Kammer auflöst oder

d) sie freiwillig aus der Kammer ausscheiden.
In den Fällen unter b bis d können sie sofort wieder-

gewählt werden.

Artikel II.

I. Allgemeine Bestimmungen.
§ 3.

In jedem Wahlkreise ist ein Abgeordneter zu wählen.

84.
Das Staatsgebiet wird in Gemäßheitder Anlage WK. (G.-

u. V.-Bl. vom Jahre 1909 S. 350) in 91 Wahlkreisegeteilt.

86.
Die zu Dresden, Leipzig und Chemnitzgehörigen Wahlkreise

werden vom Stadtrate gebildet.

86.
Der freiwillige Austritt aus der Kammer ist den Abgeordneten

der zweiten Kammer außer der Zeit des Landtags jederzeit,
währenddes Landtags nur mit Genehmigungder Kammer gestattet.

87.
Wird die Stelle eines Abgeordnetenwährend eines Landtags

oder vor dessenBeginn erledigt, so ist dann, wenn die Beendigung
des Landtags früher als die Vollendung einer Neuwahl zu er-

warten ist, von letzterer abzusehen.

88.
Die Entschließung darüber, ob einem Abgeordneten der

Kammer, welcher nicht freiwillig austritt, die Mitgliedschaft zu
entziehenist, steht der Kammer zu.
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89.
Stimmberechtigt ist jeder SachsemännlichenGeschlechts,der

eine direkte Staatssteuer im Königreiche Sachsen entrichtet, bei

Abschluß der Wählerliste das 25. Lebensjahr vollendet hat, seit
mindestens zwei Jahren die sächsischeStaatsangehörigkeit besitzt
und seit mindestens sechsMonaten seinenWohnsitz im Orte der

Listenaufstellung hat.

8 10.

Ausgeschlossenvom Stimmrecht sind:
a) Personen, die unter Vormundschaft stehen;
b) Personen, zu deren Vermögen Konkurs eröffnet worden ist,

während der Dauer des Konkursverfahrens;
Z) Personen, denen durch gerichtlichesUrteil die bürgerlichen

Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher
Amter entzogen worden sind, auf die Dauer dieserEnt-

ziehung;
d) Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder eines

Vergehens, wegen dessenauf Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechteoder auf Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Amter erkannt werden kann oder muß, die

Voruntersuchung oder die Eröffnung des Hauptverfahrens
beschlossenist, ingleichen diejenigen, die sich zur Zeit der

Wahl in Untersuchungs= oder Strafhaft befinden oder

zwangsweisein einer öffentlichenBesserungs=oder Arbeits-

anstalt untergebracht worden sind;
e) Personen, die unter Polizeiaufsicht stehen;
() Personen, die bei Abschluß der Wählerliste mit den seit

länger als ein Jahr fälligen direkten Staats= oder Ge-

meindesteuernim Rückstandesind;
g) Personen, die öffentliche Armenunterstützung erhalten oder

im letzten der Anordnung der Wahl vorhergegangenen
Jahre erhalten haben.

Als Armenunterstützung sind nicht anzusehen:
1. die Krankenunterstützung,
2. die einem Angehörigen wegen körperlicher oder geistiger

Gebrechengewährte Anstaltspflege,
3. Unterstützungenzum Zwecke der Erziehung oder der Aus-

bildung für einen Beruf,
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4. sonstigeUnterstützungen,wenn sie nur in der Form ver—

einzelter Leistungen zur Hebung einer augenblicklichen
Notlage gewährt sind,

5. Unterstützungen,die erstattet sind.

8 11.

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme, soweit ihm nicht
nach den folgenden Bestimmungen mehrereStimmen zukommen.

A. Zwei Stimmen haben die Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 1600 haben,
b) die aus öffentlichemAmt oder aus privater dauernder An—

stellung ein Einkommen von mehr als 1400 . beziehen,
e) die zur Gewerbekammer oder zum Landeskulturrat wählen

dürfen und aus ihrem Betrieb ein Einkommen von mehr
als 1400 .# beziehen,

d) die bei Abschlußder Wählerliste als Eigentümer oder gesetz-
liche Nutzungsberechtigte im Königreich Sachsen Grund-
besitz haben, auf dem mindestens 100 Steuereinheiten
haften, vorausgesetzt, daß das Gesamteinkommendes

Wählers 1250 übersteigt,
e) die beim Abschluß der Wählerliste als Eigentümer oder

gesetzlicheNutzungsberechtigte im Königreich Sachsen
Grundbesitzhaben, von dem mehr als 2 Hektar der Land-
oder Forstwirtschaft oder dem Obstbau oder mehr als ein

halber Hektar der Gärtnerei oder dem Weinbau dienen,
f) die ihre wissenschaftlicheBildung durch Zeugnisse, die für

den einjährig-freiwilligen Militärdienst genügen,nachweisen
können.

B. Drei Stimmen habendie Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 2200·.4 haben,
b) die im Sinne Litera Ab, c ein dienstlichesoder gewerbliches

Einkommen von mehr als 1900 . beziehen,
xc)die, ohne sichin öffentlichemoder privatem Dienstverhältnis

zu befinden, aus einer wissenschaftlichenoder höheren
künstlerischenTätigkeit (als Rechtsanwälte,Arzte, Hoch-
schullehrer, Ingenieure, Künstler, Schriftsteller oder in
ähnlicher Lebensstellung)mehr als 1900 Einkommen
beziehen,
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d) die Grundbesitzim Sinne Litera Ad haben, auf dem über
150 Steuereinheitenhaften, vorausgesetzt,daßdas Gesamt-
einkommen des Wählers1600 übersteigt,

e) die Grundbesitzim Sinne Litera Ad haben, von dem mehr
als 4 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder dem Obst-

bau oder mehr als 1 Hektarder Gärtnerei oder dem Wein-
bau dienen.

C. Vier Stimmen habendie Wahlberechtigten,
a) die ein Einkommen von mehr als 2800 & haben,
b) die im Sinne Litera Ab, c ein dienstlichesoder gewerbliches

Einkommen oder im Sinne Litera Be ein Einkommen von

über 2500 . beziehen,
x) die Grundbesitz im Sinne Litera Ad haben, auf dem über

200 Steuereinheiten haften, vorausgesetzt,daß das Gesamt-
einkommen des Wählers 2200 übersteigt,

d) die Grundbesitzim Sinne Litera Ad haben, von dem mehr
als 8 Hektar der Land= oder Forstwirtschaft oder dem

Obstbau, oder mehr als 2 Hektar der Gärtnerei oder dem
Weinbau dienen.

Wer bei Abschlußder Wählerliste das 50. Lebensjahr vollendet

hat, führt eine Zusatzstimme(Altersstimme). Mehr als 4 Stimmen

stehenkeinem Wähler zu.

8 12.

„Einkommen“ oder „Gesamteinkommen“ im Sinne des § 11

ist das Jahreseinkommen, welchesder Wähler im letztenKalender-

jahr vor der Aufstellung der Wählerliste zur Staatseinkommen-

steuerversteuert hat.
Als Einkommen aus öffentlichemAmt gilt auchder Pensions-

bezug.
Das Stimmrecht der Miteigentümer bestimmt sichfür jeden

selbständignach der Größe seinesAnteils unter Berücksichtigung
der Kulturart. Der Eigentümer und der Nutzungsberechtigte
eines Grundstücks haben jeder das Stimmrecht unabhängig von-

einander.
Eine private Anstellung gilt als eine dauernde, wenn die

gesetzlicheoder vertragsmäßige Kündigungsfrist mindestens
6 Wochenbeträgt, oder wenn in Ermangelung einer solchenFrist

5
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der Vertrag auf mindestens 1 Jahr geschlossenist. Dies Er—
fordernis ist urkundlich nachzuweisen.

9 13.

Kein Wähler darf das Stimmrecht an mehr als einemOrte
ausüben.

8 14.

Als Abgeordneter ist wählbar der Sachse männlichen Ge—
schlechts,der seit mindestens drei Jahren die sächsischeStaats—

angehörigkeit besitzt,ebensolangeim Königreiche Sachsen seinen
Wohnsitz hat, eine direkte Staatssteuer entrichtet und das 30.

Lebensjahr vollendet hat.
Die Ausschließungsgründedes § 10 gelten auchfür die Wähl-

barkeit.
Aktive Staatsminister und Personen, die in aktiven aus-

ländischenDiensten stehen,sind nicht wählbar.

II. Wahlbezirke und Wahlbehörden.

9 15.

In jedemWahlkreise werden zur Abgabe der Stimmen Wahl-
bezirke gebildet, und zwar für die Städte mit der Revidierten
Städteordnung durch den Stadtrat, für die mittleren und kleinen
Städte durch den Bürgermeister, für die Landgemeindenmit mehr
als 1500 Einwohnern durch den Gemeindevorstand, für die

übrigen Landgemeinden und selbständigenGutsbezirke durch die

Amtshauptmannschaft.
Kleine Städte, Dörfer und selbständigeGutsbezirke sowie

einzeln gelegeneGrundstückedürfen mit anderen Ortschaftendes-

selben Wahlkreises zu einem Wahlbezirke vereinigt werden. Über
Meinungsverschiedenheit zwischen mehreren Amtshauptmann-
schaftenund zwischenAmtshauptmannschaft und Stadtrat ent-

scheidetdie Kreishauptmannschaft.

8 16.

Die Wahlgeschäftesind in den Wahlbezirken von den Be—

hörden zu leiten, welchedie Wahlbezirke abgrenzen (8 15).



67

Zur Ermittelung des Wahlergebnissesbestelltdas Ministerium
des Innern für jeden Wahlkreis einen Wahlkommissar.

Das Ministerium des Innern bestellt, soweit es dies für
zweckmäßigerachtet, auch Stellvertreter der Kommissare.

817.
Für jedenWahlbezirk hat die Behörde, welchedie Wahlbezirke

abgrenzt, einen Wahlvorsteher, welcher die Wahl zu leiten hat,
sowie einen Stellvertreter für ihn zu ernennen.

III. Wahllisten.

8 18.

Für jeden Ort, und wenn er in mehrereWahlkreise zerfällt,
für jedenWahlkreis ist von der Ortsbehörde eine Liste der stimm-
berechtigtenWähler aufzustellen, in welcher bei jedem Namen

anzugeben ist, wieviel Stimmen dem Wähler (8§11) zukommen.
Wird ein Ort zum Zweckeder Abstimmung in mehrereBezirke

geteilt, so ist die Wählerliste nach den einzelnen Bezirken auf-
zustellen. Für Wahlbezirke, zu denen mehrere Ortschaften ver-

einigt sind, bilden die Ortslisten zusammendie Wählerliste.
Die Wählerliste ist eine Woche lang zu jedermanns Einsicht

auszulegen. Der Ort der Auslegung ist öffentlich bekannt zu
machen.

Soweit die Einsichtnahme in die Wählerlisten und deren

Sicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, ist es gestattet, von

den Wählerlisten Abschrift zu nehmen. Auch sind gegen Ver-

gütung der KostenVervielfältigungen der Wählerlisten auf An-

suchensobaldals möglichzu gewähren, wenn der Antrag mindestens
zwei Wochen vor dem Wahltage gestellt ist.

9 19.

Einwendungen gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit der

Wählerliste sind, bei Verlust des Einwendungsrechts, spätestens
eine Woche nachAblauf der Auslegungsfrist, mithin spätestens
zwei Wochen nach dem Beginne der Auslegung schriftlich oder

mündlich bei der Ortsbehörde anzubringen und unter Vorlegung
der erforderlichenNachweisezu begründen.

57
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Einwendungen, die nicht sofort durch Berichtigung der Liste
von der Ortsbehörde erledigt werden, sind von dieserunverzüglich
der ihr vorgesetztenBehörde einzuberichtenund von der letzteren
binnen drei Wochen nachAblauf der Einwendungsfrist mit dem

zuständigenBezirks= oder Kreisausschussezu entscheiden.
Die Liste ist, soweit die Entscheidung es anordnet, zu be-

richtigen und sodann abzuschließen.

IV. Wahlverfahren.
# 20.

Der Wahlvorsteher hat die Abgrenzung des Wahlbezirkes
sowie Ort und Zeit der Wahl ortsüblich bekannt zu machen.

Außerdem ist jedem Wähler durch Vermittelung der Orts-

behörde zwei Tage vor der Wahl eine kurze Nachricht über Zeit
und Ort der Wahl sowie über die Zahl der ihm zustehenden
Stimmen mit der Aufforderung zuzufertigen, von seinemWahl-
rechteGebrauch zu machen. Von der Erfüllung dieserVorschrift
ist indessendie Gültigkeit der Wahl nicht abhängig.

8 21.

Der Wahlvorsteher ernennt mindestens drei und höchstens
sechsWähler seinesWahlbezirks zu Wahlgehilfen, die mit ihm
und dem ebenfalls von ihm zu bestellendenProtokollführer den

Wahlvorstand bilden.
Die Wahlgehilfen und der Protokollführer sind vom Wahl—

vorsteherdurch Handschlagan Eidesstatt zu verpflichten.
Während der Wahlhandlung muß stets mindestensdie Hälfte

der Mitglieder des Wahlvorstandes gegenwärtig sein.
Der Wahlvorsteher und der Protokollführer sollensichwährend

der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen. Verläßt einer
von ihnen vorübergehend das Wahllokal, so ist mit seinerzeit—
weiligen Vertretung ein anderes Mitglied des Wahlvorstandes
zu beauftragen.

Die Gültigkeit der Wahlhandlung ist von der Beobachtung
der Vorschriften in Absatz1 bis 4 nicht abhängig.

822.
Das Wahlrecht ist persönlichund durch Abgabe von Stimm-

zetteln auszuüben.
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Die Stimmzettel müssenvon weißemPapiere seinund dürfen
kein äußeres Kennzeichenhaben.

Sie sind mit dem Namen des Kandidaten zu versehen,für den
der Wähler stimmen will, und müssendie Person des Kandidaten

so bezeichnen,daß über diesejeder Zweifel ausgeschlossenist.
Stimmzettel, die diesen Vorschriften nicht entsprechenoder

welchedie Namen Nichtwählbarer angeben,sind ungültig.
Jeder Stimmzettel ist von dem Wähler in einem mit amt-

lichemStempel versehenenUmschlageabzugeben, und zwar von

dem Wähler mit 4 Stimmen in einem blauen Umschlagemit dem

Aufdrucke A, von dem Wähler mit 3 Stimmen in einem grünen
Umschlagemit dem AufdruckeB, von dem Wähler mit 2 Stimmen
in einem gelben Umschlagemit dem Aufdrucke C und von dem

Wähler mit 1 Stimme in weißemUmschlagemit dem AufdruckeD.

Die Umschläge sollen 12 zu 18 cm groß und aus undurch-
sichtigemPapier sein. An der Wahlstelle ist durch ein Mitglied
des Wahlvorstandes jedem Wähler ein Umschlag der ihm zu-
kommenden Art auszuhändigen.

Es ist entweder durch Bereitstellung eines oder mehrerer
Nebenräume, die nur durch das Wahllokal betretbar und nur mit

ihm verbunden sind, oder durch Vorrichtung an einem oder

mehreren, von dem Vorstandstischegetrennten NebentischenVor-

sorge dafür zu treffen, daß der Wähler seinenStimmzettel un-

beobachtetin den Umschlagzu legen vermag.
Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, ist so zu

stellen, daß er von allen Seiten zugängig ist. Auf diesenTisch
wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen der

Stimmzettel gestellt. Vor Beginn der Abstimmung hat sichder

Wahlvorstand davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer ist.
Bei der Auszählung sind die Stimmzettel, welcheden gleich-

gezeichnetenUmschlägen entnommen werden, zusammenzulegen
und getrennt von den übrigen zu halten. Sodann erfolgt die

Feststellung,wieviel der danachsichergebendenStimmen auf die

einzelnen Kandidaten entfallen sind.
Befinden sich in einem Umschlagemehrere Stimmzettel, so

sind sieungültig, wenn sieauf verschiedeneNamen lauten. Lauten

sie auf den gleichenNamen, so ist nur ein Stimmzettel gültig.
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l 23.
Der Wahlberechtigte, der seineStimme abgebenwill, nimmt

den zur Aufnahme des Stimmzettels bestimmten, amtlich ab-

gestempeltenUmschlagentgegen, nachdemer zuvor seinenNamen

genannt und sich auf Verlangen über seinePerson ausgewiesen
hat. Er begibt sichhierauf in den Nebenraum oder an den Neben-

tisch, stecktseinenStimmzettel unbeobachtetin den zu dessenAuf-
nahme bestimmten Umschlag, tritt sodann an den Tisch des

Wahlvorstandes und übergibt, nachdemseinName in der Wähler-
liste aufgefunden worden ist, den seinenStimmzettel enthaltenden
Umschlagpersönlichdem Wahlvorsteher oder dessenStellvertreter,
der ihn in Gegenwart des Wählers in die Wahlurne einlegt.

Wähler, die durch körperlicheGebrechenbehindert sind, ihren
Stimmzettel eigenhändig in den Umschlag zu legen oder dem

Wahlvorsteher zu übergeben, dürfen sichder Beihilfe einer Ver-
trauensperson bedienen.

Stimmzettel, die die Wähler nicht in den amtlich abgestem-
pelten Umschlag legen oder in einem mit einem unzulässigen
KennzeichenversehenenUmschlag abgeben wollen, sind zurück-
zuweisen.

8 24.

Der Wahlvorstand hat in der amtlichen Wählerliste bei dem
Namen eines jeden Wählers, der seinenStimmzettel abgegeben
hat, einen Vermerk zu machen.

g 26.

Über die Gültigkeit der abgegebenenStimmen entscheidetder

Wahlvorstand nach einfacherStimmenmehrheit.
Die für ungültig befundenen Stimmzettel sind zum Zwecke

der Nachprüfung dem Wahlprotokolle beizufügen. Die gültig
befundenen sind so lange versiegelt vom Wahlvorsteher aufzu—
bewahren, bis das Ergebnis der Wahl endgültig durch Beschluß
der zweiten Kammer festgestelltist.

8 26.

Über die Wahlhandlung ist von dem Protokollführer ein

Protokoll aufzunehmen,in dem anzugebenist:
1. wie viele Wahlberechtigte von ihrem Wahlrechte im Wahl-

bezirke Gebrauchgemachthaben,
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2. wie vielen von diesenWählern eine doppelte, eine dreifache
oder eine vierfacheStimme zustand,

3. wie viel gültige Stimmen insgesamt abgegebensind,
4. wie diesegültigen Stimmen sichauf die einzelnenKandidaten

verteilen.

827.
Die Wahlprotokolle mit sämtlichenzugehörigenSchriftstücken

sind von den Wahlvorstehern ungesäumt, jedenfalls aber so zeitig
dem Wahlkommissar einzureichen, daß sie spätestensim Laufe
des dritten Tags nachdem Wahltage in dessenHände gelangen.

Stimmzettel, über deren Gültigkeit ein Beschlußdes Wahl-
vorstands (§ 25 Absatz1) gefaßt worden ist sind dem Protokolle
beizufügen. In dem Protokolle sind die Gründe anzugeben, aus

denen die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmzettel gefolgert
ist. Kommt es hierbei auf die Beschaffenheitdes Umschlagsan,

so ist diesermit einzusenden.
Die Wahlvorsteher sind für die pünktlicheAusführung dieser

Vorschriften verantwortlich.

8 28.

Zur Ermittelung des Wahlergebnissesberuft der Wahl-
kommissar spätestensauf den sechstenTag nach dem Wahltermin
in ein von ihm zu bestimmendesLokal mindestens sechsund

höchstenszwölf Wähler, die kein unmittelbares Staatsamt be-

kleiden, aus dem Wahlkreise zusammen und verpflichtet sie als

Beisitzerdurch Handschlagan Eidesstatt.
Außerdem ist ein Protokollführer, der ebenfalls Wähler sein

muß, aber Staatsbeamter sein darf, zuzuziehenund in gleicher
Weisezu verpflichten.

8 29.

In dieserVersammlung (8 28) werden die Protokolle über
die Wahlen der einzelnen Wahlbezirke durchgesehenund deren

Ergebnissezusammengestellt.
Das Ergebnis wird verkündet und demnächstdurch die zu

amtlichen Veröffentlichungen dienenden Blätter bekannt gemacht.
Über die Handlung ist ein Protokoll aufzunehmen,aus dem

die Zahl der Wähler sowieder gültigen und ungültigen Stimmen
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und die Zahl der auf die einzelnenKandidaten gefallenenStimmen

für jeden einzelnenWahlbezirk ersichtlichsein muß und in dem
die Bedenken zu erwähnen sind, zu denen die Wahlen in einzelnen
Bezirken etwa Veranlassung gegebenhaben.

Zur Beseitigung solcherBedenken ist der Wahlkommissar be—

fugt, die von den Wahlvorstehern aufbewahrten Stimmzettel
(§25 Absatz2) einzufordern und einzusehen.

8 30.
Das Ergebnis der Wahlen ist durch den Wahlkommissarzu

verkünden und amtlich bekannt zu machen.

§ 31.

Jedem Gewählten ist vom Wahlkommissareein Ausweis aus-

zustellen.
Die sämtlichen auf die Wahl bezüglichenAkten sind an das

Ministerium des Innern zur weiteren Mitteilung an die Kammer
abzugeben.

1
§ 32.

UÜber Einsprüchegegen die Gültigkeit der Wahl entscheidet
die zweite Kammer.

§ 33.
Den Wahlhandlungen vor den Wahlvorständen (§ 21) und

vor der Wahlkommission (§ 28) dürfen die Wähler des Wahl-
kreises,soweit es der Raum gestattet, beiwohnen.

Sie dürfen jedochkeine Ansprachenhalten, die Zugänge zum
Wahllokale nicht beengen oder in anderer Weise die Ordnung im

Wahllokal oder den Gang der Wahlhandlung stören.

– 34.
Der Kandidat ist gewählt, auf den mehr als die Hälfte aller

im Wahlkreis abgegebenengültigen Stimmen entfallen.
Stellt sichbei einer Wahl eine solcheStimmenmehrheit nicht

heraus, so ist in einer engeren Wahl nur unter den zwei Kandidaten

zu wählen, die die meistenStimmen erhalten haben. Sind auf
mehrereKandidaten gleich viele Stimmen gefallen, so entscheidet
das Los, das durch die Hand des Wahlkommissars gezogen wird,
darüber, welche beiden Kandidaten auf die engere Wahl zu
bringen sind.
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935.
Der Termin für die engere Wahl ist von dem Wahlkommissare

festzusetzenund darf nicht länger hinausgeschobenwerden, als
höchstenszwei Wochen nach Ermittelung des Ergebnissesder
erstenWahl (§§ 29, 30).

In der wegen Vornahmeder engerenWahl zu erlassenden
Bekanntmachung (8§20 Absatz1) sind die beiden Kandidaten,
unter denen zu wählen ist, zu benennen. Es ist ausdrücklich
darauf hinzuweisen, daß alle auf andere Kandidaten fallenden
Stimmen ungültig sind.

8 36.

Die engere Wahl findet auf denselbenGrundlagen und nach
denselbenVorschriftenstatt, wie die erste.

Insbesondere bleiben die Wahlbezirke, die Wahllokale und
die Wahlvorsteherunverändert, soweit nicht eine Ersetzung der

letzteren oder eine Verlegung der Wahllokale nach Ermessender

zur Bestimmung hierüber berufenen Behörden(§8§15 und 16)
geboten erscheint.

Bei der engeren Wahl sind dieselbenWählerlisten anzuwenden
wie bei der erstenWahlhandlung. Sie sind zu diesemZweckevon

den Wahlakten zu trennen und den Wahlvorstehern zuzustellen.
Eine wiederholte Auslegung und Berichtigung der Listen findet
nicht statt.

9 37.

Tritt bei der engeren Wahl Stimmengleichheit ein, so ent-

scheidetdas Los, das durch die Hand des Wahlkommissarsgezogen
wird.

8 38.

Der Gewählte ist von der auf ihn gefallenenWahl in Kennt-
nis zu setzenund zur Erklärung über deren Annahme, sowie zum
Nachweis, daß er wählbar ist, aufzufordern.

Annahme unter Protest oder Vorbehalt sowiedas Ausbleiben
einer Erklärung binnen einer Wochevon der Zustellung der Be-

nachrichtigungan, gilt als Ablehnung.

rl39.
Das Ministerium des Innern bestimmt den Tag, an dem

die Abgeordneten zu wählen sind.
6
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Wird während einer Landtagsperiodeder Sitz eines Ab—
geordnetenfrei, so ist durch das Ministerium des Innern eine
neue Wahl anzuordnen. Bei solchenNeuwahlen, die innerhalb
eines Jahres nach den letzten allgemeinen Wahlen stattfinden,
bedarf es einer neuen Aufstellung und Auslegung der Wählerliste
nicht.

V. Schluß= und übergangsbestimmungen.
8 40.

Alle Behörden haben in bezug auf die Landtagswahlen un-
entgeltlichatigzu sein.

Auch ! Mitglieder der Wahlvorstände und der Wahl-
kommisnehabenihr EhrenamtohneAnspruchauf Entschädigung
zu verwalten: Es sind jedochden Mitgliedern der Wahlkommis-
sionen etwaige Reisekostenund andere unvermeidliche Auslagen
aus der Staatskasse zu erstatten. Das Nähere hierüber wird
durch Verordnung bestimmt.

8 41.

Die Bestimmungendes Wahlgesetzesvom 3. Dezember1868
bleiben nur insoweit in Kraft, als sie für die Wchlen zur ersten
Kammer der Ständeversammlunganzuwendensind.

Alle künftigen Wahlen zur zweiten Kammer der Stände-

versammlung erfolgen nach den Vorschriften des gegenwärtigen
Gesetzes.

Bei dem jetzigenBestande der zweiten Kammer verbleibt es
bis zur Neuwahl der AbgeordnetennachMaßgabe diesesGesetzes.

Mit der Ausführung diesesGesetzeswird das Ministerium
des Innern beauftragt.

Urkundlich habenWir diesesGesetzeigenhändigvollzogen und
Unser Königliches Siegel beidrucken lassen.

Dresden, den 5. Mai 1909.

Friedrich August.
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